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Regierungsvorlage 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tunesischen Republik über Soziale 
Sicherheit samt Schlußprotokoll 

ABKOMMEN 

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER­
REICH UND DER TUNESISCHEN 
REPUBLIK ÜBER SOZIALE SICHER-

. HEIT 

Der Bundespräsident der Republik Österreich 
und 

der Präsident der Tunesischen Republik, 

von dem Wurische geleitet, die gegenseitigen Bezie­
hungen zwischen den bei den Staaten auf dem 
Gebiete der Sozialen Sicherheit zu regeln, sind 
übereingekommen, ein Abkommen zu schließen, 

'und haben hiefür zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

der Bundespräsident der Republik Österreich 
Herrn Dr. Alois Mock, Bundesminister für auswär­
tige Angelegenheiten, 

der Präsident der Tunesischen Republik 

Herrn Abdelhamid Escheikh, Minister für aus­
wärtige Angelegenheiten, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten nachstehende 
Bestimmungen vereinbart haben: 

ABSCHNITT I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

(1) In diesem Abkommen bedeuten die Aus­
drücke 

1. "Österreich" 
die Republik Österreich, 
"Tunesien" 
die Tunesische Republik; 

2. "Gebiet" 
in bezug auf Österreich 

dessen Bundesgebiet, 
in bezug auf Tunesien 

das Hoheitsgebiet der Tunesischen Repu­
blik; 

3. "Staatsangehöriger" 
in bezug auf Österreich 

dessen Staatsbürger, 
in bezug auf Tunesien 

eine Person tunesischer Staatsangehörig­
keit im Sinn·e des tuilesische~ Staats.an­
gehörigkei tsgesetzes; 

4. "Rechtsvorschriften" 
die Gesetze, Verordnungen und Satzungen, 
die sich auf die im Artikel 2 Absatz 1 
bezeichneten Zweige der Sozialen Sicherheit 
beziehen; 

5. "zuständige Behörde" 
in bezug auf Österreich 

die Bundesminister, die mit der Anwen­
dung der im Artikel 2 Absatz 1 . Ziffer 1 
bezeichneten Rechtsvorschriften betraut 
sind, 

in bezug auf Tunesien 
den Miilister für soziale Angelegenheiten; 

6. "Träger" 
die Einrichtung oder die Behörde,· der die 
Durchführung der im Artikel 2 Absatz 1 
bezeichneten Rechtsvorschriften oder eines 
Teiles davon obliegt; 

7. "zuständiger Träger" . 
den Träger, bei dem die betreffende Person 
im Zeitpunkt des Antrages auf Leistung ver­
sichert ist oder gegen den sie einen Anspruch 
auf Leistungen hat oder noch hätte, wenn sie 
sich im Gebiet des Vertragsstaates, in dem 
sie zuletzt versichert war, aufhalt~n würde; 

8. "Familienangehöriger" 
einen Familienangehörigen nach den Rechts­
vorschriften des Vertragsstaates, in dem der 
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Träger, zu dessen Lasten die Leistungen zu 
gewähren sind, seinen Sitz hat; 

9. "Geldleistung", "Rente" oder "Pension" 
eine Geldleistung, Rente oder Pension ein­
schließlich aller ihrer Teile aus öffentlichen 
Mitteln, aller Zuschläge, Anpassungsbeträge, 
Zulagen sowie Kapitalabfindungen und Zah­
lungen, die als Beitragserstattungen geleistet 
werden; 

1 O. "Familienbeihilfen" 
in bezug auf Österreich 

die Familienbeihilfe, 
in bezug auf Tunesien 

die Familienbeihilfe. 

(2) In diesem Abkommen haben andere Aus­
drücke die Bedeutung, die ihnen nach den betref­
fenden Rechtsvorschriften zukommt. 

Artikel 2 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 
1. auf die österreichischen Rechtsvorschriften 

über 
a) die Krankenversicherung, 
b) die Unfallversicherung, 
c) die Pensionsversicherung, 
d) die Familienbeihilfe; 

2. auf die tunesischen Rechtsvorschriften über 
a) die Kranken-, Mutterschafts- und Sterbe­

geldversicherung, 
b) die Arb~itsunfall- und Berufskrankheiten­

versicherung, 
c) die Pensionsversicherung, 
d) die Familienbeihilfe. 

(2) Dieses Abkommen bezieht sich nicht auf 
Rechtsvorschriften über einen neuen Zweig der 
Sozialen Sicherheit und nicht auf Systeme für 
Opfer des Krieges und seiner Folgen; es bezieht 
sich ferner nicht 

in bezug auf Österreich 
auf die Rechtsvorschriften über die Notarversi­
cherung, 

·in bezug auf Tunesien 
auf die Rechtsvorschriften über die im öffentli­
chen Dienst Beschäftigten. 

(3) Rechtsvorschriften, die sich aus zwischen­
staatlichen Verträgen mit dritten Staaten ergeben 
oder zu deren Ausführung dienen, sind, soweit sie 
nicht Versicherungslastregelungen enthalten, im 
Verhältnis zwischen den Vertragsstaaten nicht zu 
berücksichtigen. 

Artikel 3 

(1) Dieses Abkommen gilt, soweit es nichts ande­
res bestimmt, für die Staatsangehörigen der Ver­
tragsstaaten sowie für ihre Familienangehörigen 

. und andere Personen hinsichtlich der Rechte, die 
sie von einem Staatsangehörigen eines Vertrags­
staates ableiten. 

(2) Dieses Abkommen ist auf Diplomaten und 
Berufskonsuln und auf das Verwaltungs- und tech­
nische Personal der von Diplomaten und Berufs~ 
konsuln geleiteten Vertretungsbehörden der Ver­
tragsstaaten sowie auf Mitglieder des dienstlichen 
Hauspersonals dieser Vertretungs behörden und auf 
die ausschließlich bei Diplomaten, Berufskonsuln 
und Mitgliedern der von Berufskonsuln geleiteten 
Vertretungs behörden beschäftigten privaten Haus­
angestellten, deren rechtliche Stellung durch das 
Wiener Übereinkommen über diplomatische Bezie­
hungen vom 18. April 1961 oder das Wiener Über­
einkommen über konsularische Beziehungen vom 
24. April 1963 geregelt ist, nicht anzuwenden. 

Artikel 4 

Bei Anwendung der Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates stehen, soweit dieses Abkommen 
nichts anderes bestimmt, dessen Staatsangehörigen 
die Staatsangehörigen des anderen Vertragsstaates 
gleich. 

ArtikelS 

Soweit dieses Abkommen nichts anderes 
bestimmt, werden die Geldleistungen bei Invalidi­
tät, Alter oder an Hinterbliebene, die Renten bei 
Arbeitsunfall oder Berufskrankheit und die Sterbe­
gelder, auf die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates Anspruch besteht, nicht deshalb 

. gekürzt, geändert, zum Ruhen gebracht, entzogen 
oder beschlagnahmt, weil sich der Berechtigte im 
Gebiet des anderen Vertragsstaates aufhält. 

ABSCHNITT 11 

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE ANZUWEN­
DENDEN RECHTSVORSCHRIFTEN 

Artikel 6 

Die Versicherungspflicht einer erwerbstätigen 
Person richtet sich, sofern Artikel 7 nichts anderes 
bestimmt, .nach den Rechtsvorschriften des Ver­
tragsstaates, in dessen Gebiet die Erwerbstätigkeit 
ausgeübt wird. Dies gilt bei Ausübung einer unselb­
ständigen Erwerbstätigkeit auch dann, wenn sich . 
der Sitz des Dienstgebers im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates befindet. 

Artikel 7 

(1) Wird ein Dienstnehmer von einem Unterneh­
men mit Sitz im Gebiet eines der Vertragsstaaten in 
das Gebiet des anderen Vertragsstaates entsendet, 
so sind bis zum Ende des 24. Kalendermonates 
nach dieser Entsend~ng die Rechtsvorschriften des 
ersten Vertragsstaates weiter anzuwenden. 

(2) Wird ein Dienstnehmer eines Luftfahrtunter­
nehmens mit dem Sitz im Gebiet eines Vertrags- . 
staates aus dessen Gebiet· in aas Gebiet des anderen 
Vertragsstaates entsendet, so sind die Rechtsvor-
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schriften des ersten Vertrags staates weiter anzu­
wenden. 

(3) Die Besatzung eines Seeschiffes sowie andere 
nicht nur vorübergehend auf einem Seeschiff 
beschäftigte Personen unterliegen den Rechtsvor­
schriften des Vertragsstaates, dessen Flagge das 
Schiff führt. 

(4) Wird ein öffentlich~rechtlich Bediensteter 
oder ein ihm nach den Vorschriften des in Betracht 
kommenden Vertragsstaates Gleichgestellter in das 
Gebiet des anderen Vertragsstaates entsendet, so 
gelten die Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, 
bei dessen Verwaltung er beschäftigt ist. 

Artikel 8 

(1) Auf gemeinsamen Antrag des Dienstnehmers 
und seines Dienstgebers können die zuständigen 
Behörden der bei den Vertragsstaaten einvernehm­
lieh Ausnahmen von den Artikeln 6 und 7 vereinba­
ren, wobei auf die Art und die Umstände der 
Beschäftigung Bedacht zu nehmen ist. 

(2) Gelten für einen Dienstnehmer nach Absatz 1 
die Rechtsvorschriften des einen Vertragsstaates, 
obwohl er die Beschäftigung im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates ausübt, so sind die Rechtsvorschrif­
ten so anzuwenden, als ob er diese Beschäftigung 
im Gebiet des ersten Vertragsstaates ausüben 
würde. 

ABSCHNITT III 

BESONDERE BESTIMMUNGEN 

Kapitell 

Krankheit und Mutterschaft 

Artikel 9 

(1) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften bei­
der Vertragsstaaten zum Bezug von Pensionen 
Berechtigter im Gebiet eines Vertragsstaates, so 
werden ihm und seinen Familienangehörigen Sach­
leistungen von dem Träger seines Wohnortes 
gewährt, als ob er zum Bezug einer Pension ledig­
lich auf Grund der Rechtsvorschriften des Ver­
tragsstaates berechtigt wäre, in dem er wohnt. 
Diese Leistungen gehen zu Lasten des Trägers des 
Vertragsstaates, in dem der Berechtigte wohnt. 

(2) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften nur 
eines Vertrags staates zum Bezug einer Pension 
Berechtigter im Gebiet des anderen Vertragsstaa­
tes, so werden ihm und seinen Familienangehörigen 
Sachleistungen von dem Träger seines Wohnortes 
gewährt, als ob er zum Bezug einer Pension nach 
den Rechtsvorscliriften des Vertrags staates berech­
tigt wäre, in dem er wohnt. Diese Leistungen gehen 
zu Lasten des zuständigen Trägers des Vertrags-

staates, in dem der zUr Pensionszahlung verpflich­
tete Träger seinen Sitz hat. 

Artikel 10 

Die nach Artikel 9 Absatz 2 in Betracht kom­
menden Sachleistungen werden gewährt 

in Österreich 
von der für den . Wohnort der betreffenden Per­
son zuständigen Gebietskrankenkasse, 

in Tunesien 
von der Staatlichen Kasse für Soziale Sicherheit. 

Artikel 11 

(1) Bei Sachleistungen, die nach Artikel 9 
Absatz 2 gewährt werden, hat der zuständige Trä­
ger den Betrag dieser Leistung zu erstatten. 

(2) Die zuständigen Behörden können nach 
Anhörung der beteiligten Träger zur verwaltungs­
mäßigen Vereinfachung vereinbaren, daß anstelle 
von Einzelabrechnungen der Aufwendungen Pau­
schalzahlungen treten. 

Kapitel 2 

Berufskrankheiten 

Artikel 12 

(1) Wäre eine Berufskrankheit nach den Rechts­
vorschriften beider Vertragsstaaten zuentschädi­
gen, so sind Leistungen nur nach den Rechtsvor­
schriften des Vertragsstaates zu gewähren, in des- . 
sen Gebiet zuletzt eine Beschäftigung ausgeübt 
wurde, die geeignet ist, eine solche Berufskrankheit 
zu verursachen, sofern die betreffende Person die 
nach diesen Recl1tsvorschriften vorgesehenen V or­
aussetzungen erfüllt. 

(2) In Fällen von Silikose oder Asbestose sind 
dem nach Absatz 1 zur Erbringung der Leistungen 
verpflichteten Träger die Aufwendungen für Geld­
leistungen einschließlich Renten vom Träger des 
anderen Vertragsstaates zur Hälfte zu erstatten; 
dies gilt. nicht, wenn die Beschäftigungsdauer in 
diesem anderen Vertragsstaat, welche die Silikose 
oder Asbestose verursacht haben könnte, 10 vom 
Hundert der gesamten Beschäftigungsdauer, die 
die Silikose oder Asbestose in den bei den Vertrags­
staaten verursacht haben könnte, nicht erreicht. 

(3) Hängt die Gewährung der Leistungen für 
eine Berufskrankheit nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragssta·atesdavon ab, daß die Krankheit 
zum ersten· Mal im Gebiet dieses Vertragsstaates 
ärztlich festgestellt worden ist, so gilt diese Bedin­
gung als erfüllt, wenn die betreffende Krankheit 

. zum ersten Mal im Gebiet des anderen Vertrags­
staates festgestellt worden ist. 
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Artikel 13 

Erhebt eine Person, die nach den Rechtsvor­
schriften eines Vertragsstaates eine Entschädigung 
für eine Berufskrankheit erhalten hat oder erhält, 
bei Verschlimmerung einer Berufskrankheit wegen 
einer gleichartigen Berufskrankheit nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates 
Anspruch auf Leistungen, so gelten folgende Rege­
lungen: 

a) Hat die Persön im Gebiet dieses Vertrags­
staates keine Beschäftigung ausgeübt, ,die 
geeignet war, die Berufskrankheit zu verursa­
chen oder zu verschlimmern, so bleibt der 
zuständige Träger des ersten Vertragsstaates 
verpflichtet, die Leistungen nach den von ihm 
anzuwendenden Rechtsvorschriften unter 
Berücksichtigung der Verschlimmerung zu 
seinen Lasten zu gewähren. 

b) Hat die Person im Gebiet des letzten Ver­
tragsstaates eine derartige Beschäftigung aus­
geübt, so bleibt der zuständige Träger des 
ersten Vertragsstaates verpflichtet, die Lei­
stungen nach den von ihm anzuwendenden 
Rechtsvorschriften ohne Berücksichtigung 
der Verschlimmerung zu gewähren; der 
zuständige Träger des anderen V ertragsstaa­
tes gewährt der Person eine Leistung, deren 
Höhe sich nach den von ihm anzuwendenden 
Rechtsvorschriften bestimmt und dem Unter­
schiedsbetrag zwischen der nach der Ver­
schlimmerung geschuldeten Leistung und 
dem Betrag entspricht, der geschuldet- sein 
würde, wenn die Krankheit vor der Ver­
schlimmerung in seinem Gebiet eingetreten 
wäre. 

Kapitel 3 

Alter, Invalidität und Tod 

(Pensionen) 

Artikel 14 

Galten für eine Person nacheinander oder 
abwechselnd die Rechtsvorschriften beider Ver­
tragsstaaten, so werden für den Erwerb, die Auf­
rechterhaltung oder das Wiederaufleben des Lei­
stungsanspruches die nach den -Rechtsvorschriften 
bei der Vertragsstaaten zu berücksichtigenden Ver­
sicherungszeiten zusammengerechnet, soweit sie 
sich nicht überschneiden. In welchem Ausmaß und 
in welcher Weise Versicherungszeiten zu berück­
sichtigen sind, richtet sich nach den Rechtsvor­
schriften des Vertragsstaates, in dessen Versiche­
rung diese Zeiten zurückgelegt worden sind. 

'Artikel15 

(1) Beanspruchen eine Person, die nach den 
Rechtsvorschriften beider ,Vertragsstaaten Vers i­
cherungszeiten erworben hat, oder ihre Hinterblie-

benen Leistungen, so sind die Leistungen auf fol­
gende Weise festzustellen: 

a) Der Träger jedes Vertragsstaates hat '-nach, 
den von ihm anzuwendenden Rechtsvor­
schriften festzustellen, ob die betreffende 
Person unter Berücksichtigung der im Arti­
kel 14 vorgesehenen Zusammenrechnung der 
Zeiten die Voraussetzungen für den 
Anspruch auf die in diesen Rechtsvorschrif­
ten vorgesehenen Leistungen erfüllt. 

b) Besteht ein Anspruch, so hat jeder in Betrac~t 
kommende Träger zunächst den theoretI­
schen Betrag der Leistung zu berechnen, die 
zustehen würde, wenn alle nach den Rechts­
vorschriften der bei den Vertragsstaaten zu 
berücksichtigenden Versicherungszeiten aus­
schließlich nach den von ihm anzuwenden­
den Rechtsvorschriften zu berücksichtigen 
wären. Ist der Betrag der Leistung von der 
Versicherungsdauer unabhängig, so gilt die­
ser Betrag als theoretischer Betrag. 

c) Auf Grund dieses Betrages hat der Träger 
den geschuldeten Betrag nach dem Verhält­
nis festzusetzen, das zwischen der Dauer der 
nach den von ihm anzuwendenden Rechts­
vorschriften zu berücksichtigenden Zeiten 
und der Gesamtdauer der nach den Rechts­
vorschriften bei der Vertragsstaaten zu 
berücksichtigenden Zeiten besteht. 

d) Bemessungsgrundlagen werden nur aus den 
Versicherungszeiten gebildet, die nach den 
für den Träger geltenden innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften zu berücksichtigen sind. 

e) Bei Durchführung der Buchstaben bund c 
sind sich deckende Versicherungszeiten so zu 
berücksichtigen, als würden sie sich nicht 
decken. 

(2) Erreichen die Versicherungszeiten, die nach 
den Rechtsvorschriften eines Vertrags staates 
zurückgelegt worden sind, insgesamt nicht z:",ölf 
Monate, so wird nach diesen Rechtsvorschnften 
keine Le[stung gewährt. Dies gilt nicht, wenn nach 
diesen Rechtsvorschriften ein Leistungsanspruch 
bereits auf Grund solcher geringerer Zeiten besteht. 

(3) Die im Absatz 2 erster Satz genannten Zeiten 
sind von dem Träger des anderen Vertragsstaates 
für den Erwerb, die Aufrechterhaltung und das 
Wiederaufleben eines Leistungsanspruches und 
dessen Ausmaß so zu berücksichtigen, als wären es 
nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvor­
schriften zurückgelegte Zeiten. 

Artikel 16 

Die österreichischen Träger haben die Artikel 14 
und 15 nach folgenden Regeln anzuwenden: 

1. Für die Feststellung der Leistungszugehörig­
keit und der Leistungszuständigkeit sind nur 
österreichische Versicherungszeiten zu 
berücksichtigen. 
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2. Die Artikel 14 und 15 gelten nicht für das 
Bergmannstreuegeld aus. der knappschaftli­
chen Pensionsversicherung. 

3. Bei Durchführung des Artikels 15 Absatz 1 
Buchstabe a gelten als neutrale Zeiten auch 
Zeiten, während derer der Versicherte einen 
Anspruch auf eine Pension aus dem Versiche­
rungsfall des Alters beziehungsweise der Inva­
lidität nach den tunesischen Rechtsvorschrif­
ten hatte. 

4. Bei Durchführung des Artikels 15 Absatz 1 
Buchstabe b haben Beiträge zur Höherversi­
cherung, der knappschaftliche Leistungszu­
schlag, der Hilflosenzuschuß und die Aus­
g.Jeichszulage außer Ansatz zu bleiben. 

5. Übersteigt bei Durchführung des Artikels 15 
Absatz 1 Buchstabe c die Gesamtdauer der 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertrags­
staaten zu berücksichtigenden Versicherungs­
zeiten das nach den österreichischen Rechts­
vorschriften für die Bemessung des Steige­
rungsbetrages festgelegte Höchstausmaß, so 
ist die geschuldete Teilleistung nach dem Ver­
hältnis zu berechnen, das zwischen der Dauer 
der nach den österreichischen Rechtsvor­
schriften zu berücksichtigenden Versiche­
rungszeiten und dem erwähnten Höchstaus­
maß von Versicherungsmonaten besteht. 

6. Für die Bemessung des Hilflosenzuschusses 
gilt Artikel 15 Absatz 1 Buchstaben bund c; 
Artikel 19 ist entsprechend anzuwenden. 

7. Der nach Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c 
errechnete Betrag erhöht sich allenfalls um 
Steigerungsbeträge für Beiträge zur Höher­
versicherung, den knappschaftlichen Lei­
stungszuschlag, den Hilflosenzuschuß und die 
Ausgleichszulage. 

8. Hängt nach den österreichischen Rechtsvor­
schriften die Gewährung von Leistungen der 
knappschaftlichen Pensionsversicherung da­
von ab, daß wesentlich bergmännische Tätig­
keiten im Sinne der österreichischen Rechts­
vorschriften in bestimmten Betrieben zurück­
gelegt sind, so werden von den tunesischen 
Versicherungszeiten nur jene berücksichtigt, 
denen eine Beschäftigung in einem gleicharti-

-gen tunesischen Betrieb mit einer gleicharti­
gen Tätigkeit zugrunde 'iegt. 

9. Sonderzahlungen gebühren im Ausmaß der 
österreichischen Teilleistung; Artikel 19 ist 
entsprechend anzuwenden. 

Artikel 17 

Die tunesischen Träger haben die Artikel 14 und 
15 nach folgenden Regeln anzuwenden: 

1. Bei Durchführung des Artikels 15 Absatz 1 
Buchstabe b erster Satz haben Beiträge zur 
Zusatzversicherung außer Ansatz zu bleiben. 

2. Überste-igt bei Durchführung des Artikels 15 
Absatz 1 Buchstabe c die Gesamtdauer der 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertrags-

staaten zu berücksichtigenden Versicherungs­
zeiten das nach den tunesischen Rechtsvor­
schriften für die Bemessung des Steigerungs­
betrages festgelegte Höchstausmaß, so ist die 
geschuldete Teilleistung nach dem Verhältnis 
zu berechnen, das zwischen der Dauer der 
nach den tunesischen Rechtsvorschriften zu 
berücksichtigenden Versicherungszeiten und 
dem erwähnten Höchstausmaß von Versiche­
rungsmonaten besteht. 

3. Der nach Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c 
errechnete Betrag erhöht sich allenfalls um 
Steigerungsbeträge für Beiträge zur Zusatz­
versicherung. 

4. Erfüllt der Versicherte auch ohne Berücksich­
tigung des Artikels 14 die für einen Leistungs­
anspruch erforderlichen Voraussetzungen, so 
stellt der tunesische 'Fräger den Betrag der 
Leistung unter ausschließlicher Heranziehung 
der nach den tunesischen Rechtsvorschriften 
zu berücksichtigenden Versicherungszeiten 
fest. 

Artikel 18 

(1) Erfüllt die betreffende Person in einem 
bestimmten Zeitpunkt die Voraussetzung der auf 
sie anwendbaren Rechtsvorschriften zwar nicht bei­
der Vertragsstaaten, wohl aber eines Vertragsstaa­
tes, ohne daß es erforderlich ist, die nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates zu 
berücksichtigenden Versicherungszeiten heranzu­
ziehen, so ist der Betrag der Leistung nur auf 
Grund der Rechtsvorschriften . festzustellen, nach 
denen der Anspruch erworben worden ist, und 
zwar unter ausschließlicher Heranziehung der nach 
diesen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden 
Zeiten. 

(2) Eine nach Absatz 1 festgestellte Leistung ist 
nach Artikel 15 neu festzustellen, wenn ein eiltspre­
chender Leistungsanspruch nach den Rechtsvor­
schriften des anderen Vertragsstaates entsteht. Die 
Neufeststellung erfolgt mit Wirkung vom Tag des 
Beginnes der Leistung nach den Rechtsvorschriften 
dieses Vertragsstaates. Die Rechtskraft früherer 
Entscheidungen steht der Neufeststellung nicht ent­
gegen. 

Artikel 19 

Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften 
eines Vertragsstaates auch -ohne Berücksichtigung 
des Artikels 15 Absatz 1 Buchstabe a Anspruch auf 
eine Leistung und wäre diese höher als die Summe 
der nach Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c errechne-

"ten Leistungen, so hat der Träger dieses Vertrags­
staates seine so errechnete Leistung, erhöht um den 
Unterschiedsbetrag zwischen der Summe der nach 
Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c errechneten Lei­
stungen und der Leistung, die nach den von ihm 
anzuwendenden Rechtsvorschriften allein zu­
stünde, als Teilleistung zu gewähren. 
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Kapitel 4 

Familienbeihilfen 

Artikel 20 

(1) Eine Person, die in einem Vertragsstaat als 
Dienstnehmer erwerbstätig ist, hat nach den 
Rechtsvorschriften dieses Vertrags staates Anspruch 
auf Familienbeihilfen auch für die Kinder, die sich 
ständig in dem anderen Vertragsstaat aufhalten. 

(2) Für den Anspruch auf Familienbeihilfen wer­
den die Dienstnehmer so behandeih als hätten sie 
ihren Wohnsitz ausschließlich irr dem Vertrags­
staat, in dem die Beschäftigung ausgeübt wird. 

(3) Anspruch auf die österreichische Familienbei­
hilfe besteht für Kinder, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben und sich ständig in Tunesien auf­
halten, nur dann, wenn sie ~ich in Schulau's~ildun'g 
befinden. 

Artikel 21 

(1) Die Familienbeihilfe, die nach öster­
reichischen Rechtsvorschriften für Kinder gewährt 
wird, die sich ständig in Tunesien aufhalten; 
beträgt monatlich 818 S für jedes Kind. Dieser 
Betrag erhöht oder vermindert sich um denselbe.n 
Prozentsatz, um den sich in Österreich die Fami­
lienbeihilfe für ein Kind jeweils nach dem 1. Jänner 
1987 erhöht oder vermindert. 

(2) Für Kinder, die das 10, Lebensjahr vollendet 
haben und sich ständig in Tunesien aufj1alten, 
erhöht sich die Familienbeihilfe mit Beginn des 
Kalenderjahres, in dem das Kind das 10. Lebens­
jahr vollendet, um monatlich 120 S. Dieser Betrag 
erhöht oder vermindert sich um ,denselben Prozent­
satz, um den sich in Österreich der Zuschlag zur 
Familienbeihilfe für ein Kind, weiches das 
10. Lebensjahr vollendet hat, nach dem l.Jänner 
1986 jeweils erhöht oder vermindert. 

Artikel 22 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertrags­
staates für die Erlangung des, Anspruches auf Fami­
lienbeihilfen bestimmte Wartezeiten vor, so werden 
die in dem anderen Vertragsstaat zurückgelegten 
gleichartigen Zeiten angerechneL 

(2) Dienstnehmer, die Geldleistungen nach den 
Rechtsvorschriften über die Kranken- oder Arbeits­
losenversicherung eines Vertragsstaates beziehen, 
sind in bezug auf den Anspruch auf Familienbeihil": 
fen so zu behandeln, als, ob sie in dem Vertrags­
staat, nach dessen Rechtsvorschriften sie diese; 
Geldleistungen erhalten, beschäftigt wären. 

Artikel 23 

Hat eine Person während eines Kalendermona­
tes unter Berücksichtigung dieses Abkommens für 

ein Kind nacheinander die Anspruchsvoraussetzun­
gen nach den Rechtsvorschriften des einen und des 
apderen Vertragsstaates erfüllt, so werden Fami­
Üen:beihilfen für diesen Monat nur ,von dem Ver­
tragsstaat gewährt, nach dessen Rechtsvorschriften 
si~ zu Beginn des Monates zu gewähren waren. 

Artikel 24 

Sind nach den Rechtsvorschriften bei der Ver­
tragsstaaten unter Berücksichtigung dieses Abkom­
mens für ein Kind 'die Voraussetzungen für die 
Gewährung von Famii~enbeihilfen in beiden Ver­
tragsstaaten gegeben, so sind die Familienbeihilfen 
für dieses Kind ausschließlich nach den Rechtsvor­
schriften ' des Vertragsstaates zu gewähr.en, in dem 
sich das Kind ständig aufhält. ' 

Artikel 25 

Kinder im. Sinne dieses Kapitels sind Personen, 
für die nach den anzuwendenden Rechtsvorschrif­
ten Familienbeihilfen vorgesehen sind. 

ABSCHNITT IV 

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN 

Artikel 26 

(1) Die zuständigen Behörden werden die zur 
Durchführung dieses Abkommens notwendigen 
Verwaltungsmaßnahmen in einer Vereinbarung 
regeln. Diese Vereinbarung kann bereits vor dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens geschlossen wer­
den, sie darf jedoch frühestens gleichzeitig mit die­
sem Abkommen in Kraft treten. 

(2) Die zuständigen Behörden der beiden Ver­
tragsstaaten unterrichten einander 

a) über alle zur Anwendung dieses Abkommens 
getroffenen Maßnahmen; 

b) über alle die Anwendung dieses AbkomjTlens 
berührenden Änderungen ihrer Recht~vor­
schriften. 

(3) Bei der Anwendung dieses Abkommens 
haben die' Behörden und Träger der Vertragsstaa­
ten einander zu unterstützen und wie bei der 
Anwendung ihrer eigenen Rechtsvorschriften zu 
handeln. Diese Amtshilfe ist kostenlos.' 

(4) Die Träger und Behörden d~r Vertragsstaa­
ten können zwecks Anwendung dieses Abkommens 
miteinander sowie mit beteiligten Personen oder 
deren Beauftragten unmittelbar in Verbindung tre­
ten. 

(5) Die Träger und Behörden eines Vertragsstaa­
tes dürfen die bei ihnen eingereichten Anträge und 
sonstige Schriftstücke nicht deshalb zurückweisen, 
weil sie in der Amtssprache des anderen Vertrags­
staates abgefaßt sind, 
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(6) Ärztliche Untersuchungen, die in Durchfüh­
rung der Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates 
vorgenommen werden und Personen betreffen, die 
sich im Gebiet des anderen Vertragsstaates aufhal­
ten, werden auf Ersuchen der zuständigen Stelle zu 
ihren Lasten vom Träger des Aufenthaltsortes ver­
anlaßt. 

(7) Für die gerichtliche Rechtshilfe gelten die 
jeweiligen auf die Rechtshilfe in bürgerlichen 
Rechtssachen anwendbaren Bestimmungen. 

Artikel 27 

Die zuständigen Behörden haben zur Erleichte­
rung der Durchführung dieses Abkommens, insbe­
sondere zur Herstellung einer einfachen und 
raschen Verbindung zwischen den beiderseits in 
Betracht kommenden Trägern, Verbindungsstellen 
zu errichten. 

Artikel 28 

(1) Jede in den Vorschriften eines Vertragsstaa­
tes vorgesehene Befreiung oder Ermäßigung von 
Steuern, Stempel-, Gerichts-' oder Eintragungsge­
bühren für Schriftstücke oder Urkunden, die in 
Anwendung dieser Rechtsvorschriften vorzulegen 
sind, wird auf die entsprechenden Schriftstücke 
und Urkunden erstreckt, die in Anwendung dieses 
Abkommens oder der Rechtsvorschriften des ande­
ren Vertragsstaates vorzulegen sind. 

(2) Urkunden, Dokumente und Schriftstücke 
jeglicher Art, die in Anwendung dieses Abkommens 
vorgelegt werden müssen, bedürfen keiner Beglau­
bigung. 

Artikel 29 

(1) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel, die 
in Anwendung dieses Abkommens oder der Rechts­
vorschriften eines Vertragsstaates bei einer 
Behörde, einem Träger oder einer sonstigen 
zuständigen Einrichtung eines Vertragsstaates ein­
gereicht werden, sind als bei einer Behörde, einem 
Träger:. oder einer sonstigen zuständigen Einrich­
tung des anderen Vertragsstaates eingereichte 
Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel anzuse­
hen. 

(2) Ein nach den Rechtsvorschriften des einen 
Vertragsstaates gestellter Antrag auf eine Leistung 
gilt auch als Antrag auf eine entsprechende Lei­
stung nach den Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragsstaates, die unter Berücksichtigung dieses 
Abkommens in Betracht kommt; dies gilt nicht, 
wenn der Antragsteller ausdrücklich beantragt, daß 

-die Feststellung einer nach den Rechtsvorschriften 
ßines Vertragsstaates erworbenen Leistung bei 

, Alter aufgeschoben wird, 

(3) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel, die 
in Anwendung der Rechtsvorschriften eines Ver-

tragsstaates innerhalb einer bestimmten Frist bei 
einer Behörde, einem Träger oder einer sonstigen 
zuständigen Einrichtung dieses Vertrags staates ein­
zureichen sind, können innerhalb der gleichen Frist 
bei der entsprechenden Stelle des anderen Ver­
tragsstaates eingereicht werden. 

(4) In den Fällen der Absätz 1 bis 3 übermittelt 
die in Anspruch genommene Stelle diese Anträge, 
Erklärungen oder Rechtsmittel entweder unmittel­
bar oder durch Vermittlung der zuständigen 
Behörden der Vertrags staaten unverzüglich an die 
entsprechende zuständige Stelle des anderen Ver­
tragsstaates . 

Artikel 30 

(1) Die nach diesem Abkommen leistungspflich­
tigen Stellen haben die Leistungen mit befreiender 
Wirkung in der für sie innerstaatlich maßgebenden 
.Währung zu erbringen, wobei für die Umrechnung 
der Kurs des Tages maßgebend ist, der bei der 
Übermittlung der Leistung zugrunde gelegt wurde. 

(2) Die in diesem Abkommen vorgesehenen 
Erstattungen haben in der Währung des Vertrags­
staates, in dem der Träg~r, der die Leistungen 
gewährt hat, seinen Sitz hat, zu erfolgen. 

(3) Überweisungen auf Grund dieses Abkom­
mens werden nach Maßgabe der Vereinbarungen 
vorgenommen, die auf diesem Gebiet in den beiden 
Vertragsstaaten im Zeitpunkt der Überweisung gel­
ten. 

Artikel 31 

Für' die vollstreckbaren Entscheidungen der, 
Gerichte sowie' die vollstreckbaren öffentlichen 
Urkunden der Träger und Behörden eines Ver­
tragsstaates im Bereich der im Artikel 2 bezeichne­
ten Zweige der Sozialen Sicherheit gilt der Vertrag 
vom 23. Juni 1977 zwischen der Republik Öster­
reich und der Tunesischen Republik über die Aner­
kennung und die Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen und öffentlichen Urkunden auf 
dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts entspre­
chend. 

Artikel 32 

(1) Hat ein Träger eines Vertragsstaates einen 
Vorschuß gezahlt, so kann die auf denselben Zeit­
raum entfallende Nachzahlung einer entsprechen­
den Leistung, auf die nach den Rechtsvorschriften 
des anderen Vertragsstaates Anspruch besteht, ein­
behalten werden. Hat der Träger des einen Ver­
tragsstaates für eine Zeit, für die der Träger des 
anderen Vertragsstaates nachträglich eine entspre­
chende Leistung zu erbringen hat, eine höhere als 
die gebührende Leistung gezahlt, so gilt der diese 
Leistung übersteigende Betrag bis zur Höhe des 
nachzuzahlenden Betrages als Vorschuß im Sinne 
d~s ersten Satzes, 
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(2) Wurde in einem Vertragsstaat einem Lei­
stungsberechtigten eine Leistung der Sozialhilfe 
oder eine vorläufige Leistung aus der Arbeitslosen­
versicherung während eines Zeitraumes gewährt, 
für den der Leistungsberechtigte Anspruch auf 
Geldleistungen hat, so behält der verpflichtete Trä­
ger oder die zahlende Stelle auf Ersuchen und für 
Rechnung der in Betracht kommenden Stelle die 
auf den gleichen Zeitraum entfallenden Nachzah­
lungen bis zur Höhe der gezahlten Leistungen ein. 

(3) Die Einbehaltung nach den Absätzen 1 und 2 
erfolgt nach den Rechtsvorschriften des Vertrags­
staates, die für den die Einbehaltung vornehmen­
den Träger gelten. 

Artikel 33 

Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschrif­
ten eines Vertragsstaates Leistungen für einen 
Schaden zu erhalten hat, der im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates eingetreten ist, nach dessen V or­
schriften gegen einen Dritten Anspruch auf Ersatz 
des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den 
Träger des ersten Vertragsstaates nach den für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften über. 

Artikel 34 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder 
Anwendung dieses Abkommeps werden auf diplo­
matischem Wege beigelegt. Auf Verlangen eines 
Vertragsstaates kann die Streitigkeit des weiteren 
einer Ad-hoc-Kommission unterbreitet werden, die 
sich aus einer gleichen Anzahl von Vertretern der 
zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten 
zusammensetzen wird. Jede Delegation kann 
Experten beiziehen. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen eines 
Vertragsstaates einem Schiedsgericht zu unterbrei- ' 
ten, das wie folgt zu bilden ist: 

a) Jeder Vertrags staat bestellt binnen einem 
Monat ab dem Empfang des Verlangens 
einer schiedsgerichtlichen Entscheidung 
einen Schiedsrichter. Die beiden so nominier­
ten Schiedsrichter wählen innerhalb von zwei 
Monaten, nachdem der Vertragsstaat, der 
seinen Schiedsrichter zuletzt bestellt hat, dies' 
notifiziert hat, einen Staatsangehörigen eines 
Drittstaates als dritten Schiedsrichter. 

b ) Wenn ein Vertragsstaat innerhalb der festge­
setzten Frist keinen Schiedsrichter bestellt 
hat, kann der andere Vertragsstaat den Präsi­
denten des Internationalen Gerichtshofes 
ersuchen, einen solchen zu bestellen. Entspre­
chend ist über Aufforderung eines Vertrags­
staates vorzugehen, wenn sich die bei den 
Schiedsrichter über die Wahl des dritten 
Schiedsrichters nicht einigen können. 

c) Für den Fall, daß der Präsident des Interna­
tionalen Gerichtshofes die Staatsangehörig-

keit eines der beiden Vertragsstaaten besitzt, 
gehen die ihm durch diesen Artikel übertra­
genen Funktionen auf den Vizepräsidenten 
des Gerichtshofes oder auf den ranghöchsten 
Richter des Gerichtshofes über, auf den die­
ser Umstand nicht zutrifft. 

(3) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmen­
mehrheit. Seine Entscheidungen sind für die beiden 
Vertragsstaaten bindend. Jeder Vertragsstaat trägt 
die Kosten des Schiedsrichters, den er bestellt. Die 
übrigen Kosten werden von den Vertragsstaaten zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht regelt 
sein Verfahren selbst. 

ABSCHNITfV 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUN­
GEN 

Artikel 35 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen 
Anspruch auf Zahlung von Leistungen für die Zeit 
'!or seinem Inkrafttreten. 

(2) Für die Feststellung des Anspruches auf Lei­
stungen nach diesem Abkommen werden auch Ver­
sicherungszeiten berücksichtigt, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates vor 
Inkrafttreten dieses Abkommens zurückgelegt wor­
den sind. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 gilt dieses 
Abkommen auch für Versicherungsfälle, die vor 
seinem Inkrafttreten eingetreten sind, soweit nicht 
früher festgestellte Ansprüche durch Kapitalzah­
lungen abgegolten worden sind. In diesen Fällen 
werden nach den Bestimmungen dieses Abkom­
mens 

a) Leistungen, die erst auf Grund dieses 
Abkommens gebühren, auf Antrag des 
Berechtigten vom Inkrafttreten dieses 
Abkommens an festgestellt, 

b) Leistungen, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens festgestellt worden sind, auf 
Antrag des Berechtigten neu festgestellt. 

Wird der Antrag auf Feststellung oder auf Neu­
feststellung binnen zwei Jahren nach dem Inkraft­
treten dieses Abkommens eingebracht, so sind die 
Leistungen vom Inkrafttreten dieses Abkommens 
an zu gewähren, sonst von dem Tag an, der nach 
den Rechtsvorschriften jedes der beiden Vertrags­
staaten bestimmt ist. 

(4) Sehen die Rechtsvorschriften der Vertrags­
staaten den Ausschluß oder die Verjährung von 
Ansprüchen vor, so werden hinsichtlich der 
Ansprüche aus Absatz 3 die diesbezüglichen V or­
schriften auf die Berechtigten nicht angewendet, 
wenn der im Absatz 3 bezeichnete Antrag binnen 
zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Abkommens 
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gestellt wird. Wird der Antrag nach Ablauf dieser 
Frist gestellt, so besteht der Anspruch auf Leistun­
gen, soweit er nicht ausgeschlossen oder verjährt 
ist, vom Zeitpunkt der AntragsteIlung an, es sei 
denn, daß günstigere Rechtsvorschriften eines Ver­
tragsstaates anwendbar sind. 

(5) In den Fällen des Absatzes 3 Buchstabe bist 
Artikel 32 Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

Artikel 36 

Die einer Person, die aus politischen. oder 
religiösen Gründen oder aus Gründen der Abstam­
mung in ihren sozialversicherungsrechtlichen Ver­
hältnissen einen Nachteil erlitten hat, nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften zustehenden 
Rechte werden durch dieses Abkommen nicht 
berührt. 

Artikel 37 

(1) Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die 
Ratifikationsurkunden sind so bald wie möglich in 
Wien auszutauschen. 

(2) Dieses Abkommen tritt· am ersten Tag des 
dritten Monates nach Ablauf des Monates in Kraft, 
in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht 
werden. /' 

(3) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Jeder Vertragsstaat kann es unter Ein­
haltung einer Frist von drei Monaten zum Ende 
eines Kalenderjahres schriftlich auf diplomatischem' 
Weg kündigen. 

(4) Im Falle der Kündigung gelten die Bestim­
mungen dieses Abkommens für erworbene Ansprü­
che weiter, und zwar ohne Rücksicht auf ein­
schränkende Bestimmungen, welche die in Betracht 
kommenden Systeme für den Fall des Aufenthaltes 
eines Versicherten im Ausland vorsehen. 

ZU URKUND DESSEN haben die oben 
erwähnten Bevollmächtigten dieses Abkommen 
unterzeichnet und mit Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Tunis, am 4. Dezember 1989, 
in zwei Urschriften, jede in deutscher, arabischer 
und französischer Sprache, wobei alle drei Texte 
gleichermaßen authentisch sind. Im Falle abwei­
chender Auslegung zwischen dem deutschen und 
dem arabischen Text ist der französische Text maß­
gebend. 

Für die Republik Österreich: 
, Mock 

Für die Tunesische Republik: 
Escheilili 

SCHLUSSPROTOKOLL 

ZUM ABKOMMEN ZWISCHEN DER 
REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER 
TUNESISCHEN REPUBLIK ÜBER 

SOZIALE SICHERHEIT 

Bei Unterzeichnung des heute zwischen der 
Republik Österreich und der Tunesischen Republik 
geschlossenen Abkommens über Soziale Sicherheit 
erklären die Bevollmächtigten beider Vertragsstaa­
ten, daß Einverständnis über folgende Bestimmun­
gen besteht: 

I. Zu Artikel 4 des Abkommens: 

Diese Bestimmung berührt nicht 
a) Versicherungslastregelungen in zwischen­

staatlichen Verträgen der Vertragsstaaten mit 
anderen Staaten; . 

b) die Rechtsvorschriften der bei den V ertrags~ 
staaten betreffend die Versicherung der bei 
einer amtlichen Vertretung eines der bei den 
Vertragsstaaten in Drittstaaten oder bei Mit­
gliedern einer solchen Vertretung beschäftig­
ten Personen; 

c) die österreichischen Rechtsvorschriften 
betreffend die Berücksichtigung von Kriegs­
dienstzeiten oder diesen gleichgestellten Zei­
ten' 

d) die' . österreichischen Rechtsvorschriften 
betreffend die Mitwirkung der Versicherten 
und der Dienstgeber in den Organen der 
Träger und der Verbände sowie in der 
Rechtsprechung im Bereich der Sozialen 
Sicherheit. 

11. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

Diese Bestimmung bezieht sich hinsichtlich der 
österreichischen Rechtsvorschriften nicht auf 

a) die Ausgleichszulage; 
b) jene Teile der österreich ischen Leistung, die 

beruhen 
i) auf Versicherungszeiten nach dem Bun­

desgesetz vom 22. November 1961 über 
Leisiungsansprüche und· Anwartschaften 
in der Pensionsversicherung auf Grund 
einer Erwerbstätigkeit außerhalb Öster­
reichs oder 

ii) auf im Gebiet der ehemaligen österrei­
chisch-ungarischen Monarchie außerhalb 
Österreichs zurückgelegten Zeiten einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit. 

III. Zu Artikel 11 des Abkommens: 

In den Fällen des Artikels 9 Absatz 2 ist der 
Ersatz der Aufwendungen für Anspruchsberech­
tigte aus der österreichischen Pensionsversicherung 
aus den beim Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger einlangenden Beiträgen 
zur Krankenversicherung der Pensionisten zu lei­
sten. 
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IV. Zu den Artikeln 20 bis 22 des Abkommens: 

a) Anspruch auf Familienbeihilfen besteht nur, 
wenn die Beschäftigung nicht gegen die 
bestehenden Vorschriften über die Beschäfti­
gung ausländischer Dienstnehmer verstößt. 

b) Anspruch auf die Familienbeihilfe nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften besteht 
nur, wenn die Beschäftigung in Österreich 
mindestens einen Kalendermonat dauert; auf 
diese Wartezeit findet eine Anrechnung nach 
Artikel 22 Absatz 1 nicht statt. 

c) Anspruch auf die erhöhte Familienbeihilfe für 
erheblich behinderte Kinder nach den öster­
reichischen Rechtsvorschriften besteht nur 
für die Kinder, die sich ständig in Österreich 
aufhalten. 

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des 
Abkommens zwischen der Republik Österreich und 
der Tunesischen Republik über Soziale Sicherheit. 

Es tritt an demselben Tag in Kraft wie das Abkom­
men und bleibt ebensolange wie dieses in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch­
tigten dieses Schlußprotokoll unterzeichnet und mit 
Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Tunis, am 4. Dezember 1989 
in zwei Urschriften, jede in deutscher, arabischer 
und französischer Sprache, wobei alle drei Texte 
gleichermaßen authentisch sind. Im Falle abwei­
chender Auslegung zwischen dem deutschen und 
dem arabischen Text ist der französische Text maß­
gebend. 

Für die Republik Österreich: 
Mock 

Für die Tunesische Republik: 
Escheikh 
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CONVENTION 

ENTRE LA REPUBLIQUE D' AUTRICHE ET 
LA REPUBLIQUE TUNISIENNE SUR LA 

SECURITE SOCIALE 

Le President Federal de la Republique d' Autriche 
et 

le President de la Republique Tunisienne 

animes du desir de regler les rapports reciproques 
etltre les deux Etats dans le domaine de la securite 
sociale, ont resolu de conclure une Convention et, a 
cet effet, ont nomme pour leurs plenipotentiaires: , 

Le President Federal de la Republique d'Auiriche, 
Dt. Alois Mock, Ministre Federal des Affaires 
Etrangeres et le President de la Republique 
Tlmisienne, Monsieur Abdelhamid Escheikh, Mi­
rtistre des Affaires Etrangeres lesquels, apres avoir 
echange leurs pleins pouvoirs reconnus en bonne et 
dUe forme, sont convenus des dispositions suivantes: 

TITRE I er 

DISPOSITIONS GENERALES 

Article leT 

(1) Pour I'application de la presente Convention 
1. le terme «Autriche» designe 

la Republique d'Autriche, 
le terme «Tun;sie» designe 
la Republique Tunisienne; 

2. le terme «territoire » designe 
pour l'Autriche 

son territoire federal, 
pour la Tunisie 

le territoire de la Republique Tunisienne; 

3. le terme « ressortissant» designe 
pour I' Autriche 

ses nationaux, 
pour la Tunisie 

ses nauonaux selon la loi tunisienne en 
cette matiere; 

4. le terme. <degislation» signifie les lois, 
reglements et dispositions statutaires qui se 
referent aux branches de la securite sociale 
visees au paragraphe (1) de l'article 2; 

5. le terme« autorite competente» designe 
en ce qui concerne I'Autriche 

les Ministres federaux charges de l'applica­
tion des legislations visees au numero 1 du 
paragtaphe (1) de l'article 2, 

en ce qui concerne la Tunisie 
le Ministre des Affaires Sociales; 

6. le terme «institution» designe lesorganismes 
ou l'autorite auxquels incombe I'application, 
en tout ou en partie, des legislations visees au 
paragraphe (1) de l'article 2; 

7. !e terme « institution competente» designe 
I'institution a laquelle l'assure est affilie au 
moment de la demande de prestations ou de 
la part de laquelle il a droit a prestations.ou 
aurait droit aprestations s'il residait sur le 
territoire de !'Etat contractant Oll se trouve 
cette institution; 

8. le terme «membre de familie» designe un 
membre de familie d'apres la legislation en 
vigueur dans l'Etat contractant OU se trouve 
le siege de I'institution a la charge de laquelle 
les prestations sont accordees; 

9. les termes « prestations en especes, rent,es ou 
pensions » designent une prestation en 
especes, rente ou pension, y compris tous les 
elements a charge des fonds publies, les 
majorations de revalorisation, allocations 
supplementaires ainsi que les prestations en 
capital et les versements effectues a titre de 
remboursement des cotisations; 

10. le terme « allocations familiales» designe 
pour l' Au triche 

les allocations familiales, 
pour la Tunisie 

les allocations familiales. 

(2) Pour l'application de la presente Conventioll, 
tous les autres termes orit la signification qui leur est 
attribuee dans les legislations respectives. 

Article 2 

(1) La presente Convention s'applique aux 
legislations concernant 

1. en Autriche: 
a) I'assurance-maladie, 
b) I'assurance-accidents, 
c) !'assurance-pension, 
d) les allocations familiales; 

2. en Tunisie: 
a) l'assurance-maladie, maternite et deces, 
b) l'assurance-accidents du travail et maladies 

professionnelles, 
c) I'assurance-pension, 
d) les allocations familiales. 

(2) La presente Convention ne s'applique ni aux 
legislations concernant une nouvelle branche de la 
securite sociale, ni aux systemes d'indemnisation en 
faveur des vlcttmes de guerre et de ses 
consequences; elle ne s'applique pas non plus 

en ce qui concerne I' Autriche 
a la legislation sur I'assurance des notaires, 

en ce pui concerne la Tunisie 
a la legislation concernant les agents relevant du 
secteur public. 

(3) Les dispositions legales resultant des accords 
internationaux conclus avec les Etats tiers ou qui 
servent a leur execution, pour autant qu'elles ne 
conüennent pas de regles de repartition des charges 

1182 der Beilagen XVII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)38 von 56

www.parlament.gv.at



1182 der Beilagen 39 

en matiere d'assurance, n'entrent pas en considera­
tion dans les rapports entre les Etats contractants. 

Article 3 

(1) A moins qu'il n'en soit dispose autrement, la 
presente Convention est applicable aux ressortis­
sants des Etats contraetants ainsi qu'aux membres de 
leur familleet a d'autres personnes en ce qui 
concerne les droits derives des droiis diun 
ressortissant de l'un des Etats contractants. 

(2) La presente convention ne s'applique ni aux 
agents diplomatiques ou consuls professionnels, ni 
au personnel administratif et technique des 
representations diplomatiques et consulaires profes­
sionnelles des Etats contractants, ni aux membres de 
personnel de service de ces representations, ni aux 
domestiques prives engages exclusivement chez ces 
agents diplomatiques, consuls professionnels et 
membres de representations dirigees par les consuls 
professionnels. La situation juridique de ces 
personneis est regie par les dispositions de la 
Convention de Vienne sur les relations diplomati­
ques du 18 avril 1961 ou de Ja Convention de 
Vienne sur les relations consulaires du 24 avril 1963. 

Article 4 

A moins que la presente Convention n'en dispose 
autrement, les ressortissants de chacun des deux 
Etats contractants sont assimiles aux ressortissants 
de I'autre Etat contractant pour l'applicatioIi de la 
legislation de celui-ci. 

Articlt S 

A moins qu'il n'en soit autrement dis pose par la 
presente Convention, les prestations en especes 
d'invalidite, de vieillesse ou de survivants, les rentes 
d'accident du travail oude maladie professionnelle 
et les allocations au deces acquises au titre de la 
legislation d'un Etat contractant ne peuvent subir 
aucune reduction, ni modification, ni suspension, ni 
suppression, ni confiscation du fait que le 
beneficiaire sejourne ou reside sur le territoire de 
l'autre Etat corttractant. 

TITRE II 

DISPOSITIONS DETERMINANT LA 
LEGISLATION APPLICABLE 

Article 6 

Sous reserve des dispositions de l'itrticle 7, 
l'obligation d'assurance est determinee selon la 
legislation de l'Etat contractant sur le territoire 
duquell'activite professionnelle est exercee. En cas 
de I'exercice d'une activite professionnelle salariee, 

cette regle vaut egalement si le siegede l'employeur 
se trouve sur le territoire de I'autre Etat contractant. 

Article 7 

(1) Le travailleur occupe par une entreprise ayant 
son siege sur ie terriioire d'un Etat contractant et qui 
est cletathe sur le territoire de l'autre Etat 
contractarit ~este soumis a la legislation du premier 
Etat contractant pendant les 24 premiers mois de 
calertdrier de son occupation. 

(2) Le travailleur qui est occupe par une entreprise 
d'aviatiort ayant son siege sur le territoire d'un Etat 
contractaht et qui est detache de ce territoire sut le 
territoire de l'autre Etat contractant reste soumis a 
la legislatibil du premier Etat contractant. 

(3) L'equipage d'un batiment maritime ainsi que 
d'autres personnes qui sont occupees d'une favon 
permanente sur un tel bitiment, sont soumis a la 
legislation de l'Etat contractäht dont le batiment en 
question bit pavillon. 

(4) Les petsonnes occupees par des services 
admlfiistratifs publics detaches du territoire d'un 
Etat contractant sur le territoire Je l'autre Etat 
contractant, et le persönnel qui selon la legislation 
appli{;able leur est assimile sont sournis a la 
legislation de l'Etat contractant qui les occupe. 

Article 8 

(1) Sur demande commune du travailleur salarie 
et de son employeur, les autorites competentes des 
deux Etats contractants, en consideration de la 
nature et des conditions de l'emploi, pourront 
convenir d'admettre l'exemptiondes dispositions 
des articles 6 et 7. . 

(2) Lorsque d'apres le paragraphe (1) ufi 
travailleur salarie est soumis a la legislation d'un des 
Etats contractants tout en exercant son activite 
salariee sur le territoire de I'autre Etat contractant, 
la legislation est applicable comme si l'interesse 
exercait cette activite sur le territoire du premier 
Etat contractant. 

TITRE III 

DISPOSITIONS PARTICULIERES 

Chapitre 1 er 

Maladie et Maternite 

Article 9 

(1) Lorsque le titulaire de pensions dues en vertu 
de la legislation des deux Etats contractants, reside 
sude territoire d'un Etat contractant, les prestations 
en nature lui sont servies, ainsi qu'aux membres de 
sa familie, par I'institution du li eu de sa residence, 
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comme s'il etait titulaire d'une pension due en vertu 
de la seule legislation de l'Etat contractant de 
residence. Lesdites prestations sont a la charge de 
I'institution de l'Etat contractant de residence. 

(2) Lorsque le titulaire d'une pension due en vertu 
de la legislation d'un seul des Etats contractants 
reside sur le territoire de l'autre Etat contractant, les 
prestations en nature sont servies a lui-meme et aux 
membres de sa familie par I'institution du lieu de sa 
residence comme s'il etait titulaire d'une pension 
due en vertu de la legislation de l'Etat contractant de 
sa residence. Ces prestations sont a la charge de 
l'institution competente de l'Etat contractant dans 
lequel I'institution debitrice de la pension a son 
siege. 

Article 10 

Les prestations en nature prevues par le 
paragraphe (2) de l'article 9 sont "servies 

En Autriche 
par la «Gebietskrankenkasse » competente res­
pectivement pour le lieu de residence de la 
personne interessee, 

En Tunisie 
par la Caisse Nationale de Securite Sociale. 

Article 11 

(1) En ce qui concerne les pr;estations en nature 
servies dans les cas vises au paragraphe (2) de 
I'article 9, I'institution competente est tenue de 
rembourser le montant desdites prestations. 

(2) Apres consultation des institutions interessees 
les autorites competentes peuvent convenir dans un 
souci de simplification administrative que les 
rembourse"ments sur facture sont remplaces par des 
remboursements forfaitaires. 

Chapitre 2 

Maladies Professionnelles 

Article 12 

(1) Les prestations en cas de maladie profession-
. nelle susceptible d'etre reparee en vertu ode la 
legislation des deux Etats contractants ne sont 
accordees qu'au titre de la legislation de l'Etat 
contractant sur le territoire duquel I'emploi 
susceptible de provoquer une maladieprofession­
nelle de cette nature a ete exerce en dernier lieu, et 
sous reserve que I'interesse remplisse les conditions 
prevues par cette legislation. 

(2) Dans les cas de la silicose et de I'asbestose les 
prestations en especes, y compris les rentes, a verser 
conformement au paragraphe (1), sont remboursees 
a 50 % par I'institution de l'autre Etat contnlctant a 

I'institution qui les a servies. Ceci ne vaut pas si" la 
periode d'activite accomplie dans I'autre Etat 
contractant susceptible de provoquer la silicose ou 
I'asbestose n'atteint pas 10 % de la periode d'activite 
totale susceptible de provoquer la silicose ou 
I'asbestose dans les deux Etats contractants. 

(3) Si la legislation d'un Etat contractant 
subordonne le benefice des prestations de maladie 
professionnelle a la condition que la maladie ait ete 
constatee medicalement pour la premiere fois sur le 
territoire de cet Etat contractant, cette condition est 
reputee remplie lorsque ladite maladie a ete 
constatee pour la premiere fois sur le territolre de 
l'autre Etat contractant. 

Article13 

Lorsque, en cas d'aggravation d'une maladie 
professionnelle, une personne qui a beneficie ou qui 
beneficie d'une reparation pour une maladie 
professionnelleen vertu' de la legislation d'un Etat 
contractant fait valoir, pour une maladie profession­
nelle de meme nature, des droits aprestations, en 
vertu de la legislation de l'autre Etat contractant, les 
regles suivantes sont applicables: 

a) Si la personne n'a pas exerce sur le territoire 
de ce dernier Etat contractant un emploi 
susceptible de provoquer la maladie profes­
sionnelle ou de I'aggraver, I'institution 
competente du premier Etat contractant reste 
tenue de prendre a sa charge les prestations en 
vertu de sa propre legislation, compte-tenu de " 
I'aggravation. 

b) Si la personne a exerce sur le territoire de ce 
dernier Etat contractant un tel emploi, 
I'institution competente du premier Etat 
contractant reste tenue de servir les presta­
tions en vertu de sa propre legislation, compte 
non tenu de I'aggravation; I'institution 
competente de I'autre Etat contractant octroie 
a la personne une prestation dont le montant 
est determine selon la legislation de ce second 
Etat contractant et qui est egal a la difference 
entre le montant de la prestation due apres 
I'aggravation et le montant qui aurait ete du si 
la maladie, avant I'aggravation, s'etait 
declaree surson territoire. 

Chapitre 3 

Vieillesse, Invalidite et Deces 

(Pensions) 

Article 14 

En vue de I'acquisition, du mamuen ou du 
recouvrement du droit aux prestations, lorsqu'une 
personne a ete soumise successivement ou alternati­
vement a laiegislation des deux Etats contractants, 
les periodes d'assurance accomplies en vertu de la 
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legislation de chacun des deux Etats contraetants 
sont totalisees pour autant qu'elles ne se superposent 
pas. La question de savoir si et dans quelle mesure il 
faut tenir compte des periodes d'assurance est regIee 
conformement i la legislation de l'Etat contractant 
sous le regime d'assurance duquel ces periodes ont 
ete accomplies. 

Artjcle 15 

(1) Les prestations auxquelles une personne ayant 
accompli les periodes d'assurance en vertu des 
legislations des deux Etats contractants, ou les 
survivants 'de celle-ci peuvent pretendre, sont 
liquidees de la maniere suivante: 

a) L'institution de chacun des deux Etats 
contraetants determine, d'apres sa propre 
legislation, si I'interesse reunit les conditions 
requises pour avoir droit aux prestations 
prevues par cette legislation, compte tenu de 
la totalisation des periodes visee i l'article 14. 

b) Si le droit est acquis, ladite institution 
determine pour ordre le montant theorique de 
la prestation i laquelle l'interesse aurait droit 
si toutes les periodes d'assurances i prendre 
en consideration en vertu des legislations des 
deux Etats contractants, avaient ete prises en 
consideration exclusivement sous sa propre 
legislation. Si le montant de la prestation ne 
depend pas de la duree des periodes 
d'assurance, ce montant est considere comme 
montant theorique. 

c) Sur la base dudit montant, I'institution fixe le 
montant du au prorata de la duree des 
periodes prises en consideration sous ladite 
legislation par rapport i la duree totale des 
periodes accomplies sous les ,Iegislations des 
deux Etats contractants. 

d) Les bases de calcul ne sont etablies que 
compte tenu des periodes d'assurance accom~ 
plies sous la legislation nationale que 
I'institution applique. 

e) En cas d'application des alineas b) et c) les 
periodes d'assurance qui se superposent sont i 
prendre en consideration comme si elles ne se 
superposaient pas. 

(2) Si les periodes d'assurance accomplies en vertu 
de la legislation de I'un des Etats contraetants 
n'atteignent pas dans leur ensemble douze mois, 
aucune prestation n'est accordee en vertu de ladite 
legislation. Cette disposition devient sans objet si 
cette legislation prevoit qu'un droit est acquis en 
ve.rt~ des periodes inferieures i cette periode 
mInImum. 

(3) Les periodes visees au paragraphe (2) 
premiere phrase seront prises en compte par 
l'institution de l'autre Etat contraetant, pour 
l'acquisition, le maintien et le recouvrement d'un 
droit i prestation et pour la determination du 

montant du comme s'il s'agissait de periodes 
accomplies d'apres sa propre legislation. 

Artide 16 

Les institutions autrichiennes appliquent les 
articles 14 et 15 d'apres les regles suivantes: 

1. Pour determiner l'attribution i un regime et la 
competence de ee regime, seules sont prises en 
eonsideration les periodes d'assuranee autrichienne. 

2. Les dispositions des articles 14 et 15 ne sont pas 
applicables i la prime de fidelite des mineurs due au 
titre de I'assurance-pension autrichienne des mi" 
neurs. 

3. En cas d'application de l'article 15, para­
graphe (1), alinea a), sont considerees comme 
periodes neutres egalement les periodes pendant 
lesquelles I'assure avait droit i une pension de 
vieillesse ou d'invalidite d'apres la legislation 
tunisienne. 

4. En eas d'application de l'article 15, para­
graphe (1), alinea b), les cotisationsi I'assurance' 
complementaire, la prestation supplementaire pour 
inineurs, le supplement d'impotence et l'indemnite 
compensatrice n'entrent pas en ligne de compte. 

5. Si en cas d'application de I'article 15, 
,paragraphe (1), alinea e), la duree totale des 
periodes d'assurance i prendre en consideration en 
vertu des legislations des deux Etats contraetants 
depasse la duree maximale prevue par la legislation 
autriehienne pour la fixation du montant de 
majoration, la prestation partielle due est i calculer 
proportionnellement i la duree des periodes 
d'assuranee i prendre en consideration en vertu de 
la legislation autriehienne et au maximum des mois 
d'assurance preeite. 

6. Pour le ealcul du supplement d'impotence, 
l'article 15, paragraphe (1), alineas b) et c), est 
applicable; l'article 19 est applicable par analogie. 

7. Le montant calcule en application de 
I'article 15, paragraphe (1), alinea c), est augmente 
le cas echeant de montants de majoration decoulant 
des cotisations versees i I'assurance complemen­
taire, de la prestation supplementaire po ur mineurs, 
du supplement d'impotenee et de I'indemnite 

. eompensatriee. 

8. Si, sei on la Iegislation autriehienne, I'octroi des 
prestations de I'assurance-pension des ouvriers 
mineurs est subordonne i la eondition que des 
activites d'ouvriers mineurs aient ete effeetivement 
exercees dans eertaines entreprises definies selon 
cette legislation, seules Ies periodes d'assurance 
tunisienne resultant d'une activite similaire accom­
plie dans une entreprise tunisienne sont prises en 
compte en vue de la totalisation. 

9. Les versements speciaux sont dus au prorata'de 
la prestation partielle autrichienne; I'article 19 est 
applicable par analogie . 
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Artide 17 

Les institutions tunisiennes appliquent les arti­
cles 14 et 15 d'apres les regles suivantes: 

1. En cas d'application de l'article 15, para­
graphe (1), alinea b), premiere phrase, les cotisa­
tions pour l'assurance complementaire n'entrent pas 
en ligne de compte: 

2. Si en cas d'application de l'article 15, 
paragraphe (1), alinea c), la duree totale des 
periodes d'assurance a prendre en consideration en 
vertu des legislations des deux Etats contractants 
depasse la duree maximale prevue par la legislation 
tunisienne pour la fixation du montant de 
majoration, la prestation partielle due est calculee 
proportionnellement a la duree des periodes 
d'assurance a prendre en consideration en vertu de 
la legislation tunisienne et le maximum des mois 
d'assurance precite. 

3. Le montant vise a I'article 15, paragraphe (1), 
. alinea c), est augmente le cas echeant du montant 

des majorations decoulant des cotisations qui ont 
-c ete versees a l'assurance complementaire. 

4. Lorsque' I'assure satisfait aux conditions 
requises pour avoir droit aux prestations, sans 
application des dispositions de l'article 14, l'institu­
tion tunisienne determine le montant des prestations 
en fonction des seules periodes d'assurance 
'accomplies sous la legislation tunisienne. 

Artide 18 

(1) Si l'interesse ne remplit pas, a un moment 
donne, les conditions exigees par les legislations des 
deux Etats contractants qui lui soni applicables, mais 
satisfait aux conditions d'une seule d'entre e!les, sans 
qu'il soit necessaire de faire appe! aux periodes 
d'assurance accomplies sous la legislation de l'autre 
Etat contractant, le montant de la prestation sera 
determine en vertu de la seule legislation au regard 
de laquelle le droit est ouvert et compte tenu des 
seules periodes accomplies sous cette legislation. 

(2) Une prestation Iiquidee d'apres les disposi­
tions du paragraphe (1), est a reviser en application 
de I'article 15 lorsqu'il y a ouverture d'un nouveau 
droit aprestations d'apres la legislation de l'autre 
Etat contractant. Cette revision prend effet a partir 
de la date d'entree en jouissance de la prestation 
d'apres la legislation dtidit Etat contract~nt. La 
validite de decisions anterieures ne porte aucune­
ment atteinte ,au caractere definitif de cette revision. 

Artide 19 

Lorsqu'une personne peut pretendre a une 
prestation en vertu de la legislation d'un Etat 
contractant, meme compte non tenu de l'article 15, 
paragraphe (1), alinea a), et lorsque le montant de 

celle-ci depasse le total des prestations calculees 
conformement a l'article 15, paragraphe (1), 
'alinea c), la pension partielle a accorder par 
l'institution de cet Etat contractant se compose de la 
prestation partielle ainsi calculee, augmentee d'un 
complement egal a .Ja difference entre le total des 
pr~stations calculees conformement a l'article 15, 
paragraphe (1), alinea c), et la prestation qui serait 
due si la legislation de cet Etat contra eta nt etait 
seule applicable. 

Chapitre 4 

Allocations familiales 

Article 20 

(1) Les personnes exercant une activite profes­
sionnelle salariee dans un Etat contractant ont droit 
aux allocations familiales d'apres la legalisation de 
cet Etat contractant egalement pour les enfants qui 
ont leur residence permanente dans l'autre Etat 
contractan't. 

(2) Pour I'ouverture du droitaux allocations 
familiales, les salaries sont consideres comme s'ils 
avaient leur domicile exclusivement dans l'Etat 
contractant ou ils exercent I'activite professionnelle. 

(3) Le droit aux allocations familiales autri­
chiennes n'est maintenu pour les enfants ayant leur 
residence permanente en Tunisie, au dela de l'age de 
16 ans que s'ils poursuivent une formation scolaire. 

Artide 21 

(1) Les allocations familiales accordees d'apres la 
legishtion autrichienne ades enfants ayant leur 
residence permanente en Tunisie, sont fixees a 
818,- SA par mois et par enfan!. Ce montant est 
augmente ou diminue du meme pourcentage que les 
allocations familiales versees pour un enfant en 
Autriche apres le 1 er janvier 1987. 

(2) Pour les enfants ayant atteint l'age de 10 ans et 
ayant leur residence permanente en Tunisie, 
l'allocation familiale est augmentee de 120,- SA 
par mois a partir du debut de l'annee civile au co urs 
de laquelle l'enfant aura atteint ses 10 ans. Ce 
montant est augmente ou diminue selon le 
pourcentage applique, en Autriche. a partir du 
1 er janvier 1986 a l'augmentation ou la diminution 
du supplement a l'allocation familiale pour un 
enfantayant atteint l'age de 10 ans. 

ArticIe 22 

(1) Si pour I'ouverture du droit aux allocations 
familiales la legislation d'un Etat contractant prevoit 
certaines periodes de stage, les periodes equivalentes 
accomplies dans l'autre Etat contractant sont prises 
en compte. 

-I 
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(2) Pour l'ouverture du droit aux allocations 
familiales les salaries percevant des prestations en 
especes d'apres la legislation sur l'assurance-maladie 
ou I'assurance-chömage d'un Etat contractant sont 
a considerer comme s'ils etaient employes dans 
l'Etat contractant dont la legislation regit Je service 
des prestations en especes qui leur sont accoi-dees. 

Article 23 

Si en application de la presente Convention une 
personne remplit successivement au cours d'un mois 
de calendrier les conditions pour l'ouverturedu 
droit au titre des legislations de l'un et de l'autre des 
Etats contractants, les allocations familiales sont 
accordees pour le mois en question seulement par 
l'Etat contractant dont la legislation etait applicable 
au debut du mois. 

Article 24 

Si en application de la presente Convention et 
- conformement aux legislations des deux Etats 
contractants, les conditions sont remplies pour 
l'ouverture du droit aux allocations familiales pour 
un enfant dans les deux Etats contractants, les 
allocations familiales pour cet enfant ne sont 
accordeesque d'apres la legislation de l'Etat 
contractant Oll l'enfant en question a sa residence 
permanente. 

Article 25 

Pour l'application du present chapitre sont 
considerees comme enfants les personnes pour 
lesquelles des allocations familiales sont pd:vues 
selon la legislation applicable. 

TITRE IV 

DISPOSITIONS DIVERSES 

Article 26 

(1) Les autorites competentes fixeront dans un 
-arrangement les mesures administratives necessaires 
pour l'application de la presente Convention. Cet 
arrangement peut etre conchl avant l'entree en 
vigueur de la presente Convention; il ne pourra 
cependant entrer eu vigueur au plus tötqu'a la date 
de l'entree en vigueurde la preserite Convention .. 

(2) Les autorites competentes des deux Etats 
contractants 

a) se communiqueront· toutes informations 
concernant les mesures prises pour l'applica­
tion de la presente Convention; 

b) se communiqueront toutes les informations 
concernant les modifications de leur legisla­
tion susceptibles de modifier l'application de 
la prese1},te Convention. 

(3) Pour l'application de la presente Convention, 
les autorites et les institutions des Etats contractants 
se preteront leurs bons offices et agiront comme s'il 
s'agissait de l'application de leur propre legislation. 
Cette entraide administrative est gratuite. 

(4) Les institutions et les autorites des Etats 
contractants peuvent, aux fins de l'application de la 
presente Convention, communiquer directement les 
unes avec les autres ainsi qu'avec les personnes 
interessees ou leurs mandataires. 

(5) Les - institutions et les autorites d'un Etat 
contractant ne peuvent rejeter les demandesou 
autres documents qui leur sont adresses du fait qu'ils 
sont rediges dans la langue officielle de l'autre Etat 
contractant. 

(6) Les examens medicaux auxquels il est procede 
par application de la legislation d'un Etat 
contractant et qui s'appliquent .a des personnes 
sejournant ou residant sur le territoire de l'autre 
Etat contractant, sont, a la demande des services 
competents, realises aleurs frais par l'institution du 
lieu de sejour ou de residence. 

(7) En 
dispositions 
applicables. 

mauere d'assistance judiciaire, les 
y relatives de droit commun sont 

Article 27 

Afin 'de faciliter l'application de la presente 
Convention et notamment en vue de l'etablissement 
de relations simples et rapides entre les institutions 
entrant en ligne de compte des deux c6tes, les 
autorites competentes procedent a la creation 
d'organismes de liaison. 

Article 28 

(1) Le benefice des exemptions ou reductions de 
taxes, de timbres, de droits de greffe ou 
d'enregistrement prevues par la legislationd'un Etat 
contractant pour les pieces ou documents a produire 
en application de la Iegislation de cet Etat 
contractant est etendu aux pieces et documents 
analogues a produire en applications de la presente 
convention ou de la legislation de l'autre Etat 
contractant. 

(2) Tous actes, documents et pieces quelconques a 
produire pour l'application de la presente Conven­
tion, SOnt dispenses de legalisation. 

Article 29 

(1) Les demandes, declarations ou recours 
presentes en application de la presente Convention 
ou de la legislation d'un Etat contractant, aupres 
d'une autorite, d'une .institution ou d'un autre 
organisme competent d'un Etat contraetant, doivent 

1182 der Beilagen XVII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 43 von 56

www.parlament.gv.at



44 1182 der Beilagen 

etre consideres comme demandes, declarations ou 
recours presentes aupres d'une autorite, d'une 
institution ou d'un autre organisme competent de 
I'autre Etat contraetant. 

(2) Une demande de prestations presentee 
conformement a la legislation de l'un des etats 
contraetants vaut egalement la demande d'une 
prestation correspondante visee par la presente 
Convention conformement ala legislation de l'autre 
Etat contractant prise en consideration par la 
presente Convention. Cette disposition n'est pas 
applicable, si le requerant demande expressement de 
surseoir ala liquidation d'une prestation de vieillesse 
qui serait acquise en vertu de la legislation d'un Etat 
contraetant. 

(3) Les dern'andes, declarations ou recours qui 
auraient du etre presentes en application de la 
legislation d'un Etat contractant dans un deIai 
determine aupres d'une autorite, d'une institution 
ou d'un autre organisme competent de cet Etat 
contraetant, sont recevables s'ils sont presentes dans 
le meme delai aupres d'une autorite, d'une 

. institution ou d'un autre organisme competent de 
l'autre Etat contraetant. 

(4) Dans les cas prevus aux paragraphes (1) a (3) 
I'autorite, I'institution ou I'organisme ainsi saisi 
transmet sans retard ces demandes, declarations ou 
recours a I'autorite, I'institution ou I'organisme 
competent de l'autre Etat contraetant, soit directe­
ment, soit par I'intermediaire des autorites compe­
tentes des deux Etats contractants. 

Article 30 

(1) Les organismes debiteurs de prestations en 
vertu de la presente Convention s'en libereront 
valablement dans la monnaie de leur pays. La 
conversion est effectuee au cours du jour valable , 
lors du transfert de ra prestation. 

(2) Les montants des remboursements prevus par 
la presente Convention seront libelles dans la 
monnaie de l'Etat contractant de I'institution qui a 
assure le service des prestations. 

(3) Les transferts que comporte l'execution de la 
presente Convention 'auront lieu conformement aux 
accords, en cette matiere, en vigueur dans les deux 
Etats cont.ractants au moment du transfert. 

Article 31 

Pour les decisions executoires des instances 
judiciaires ainsi que les actes authentiques execu­
toires des institutions et des autorites d'un Etat 
contractant en matiere de securite sociale selon 
l'article 2 la Convention signee le 23 juin 1977 entre 
la Republique d'Autriche et la Republique Tuni­
sienne relative ala reconnaissance et l'execution des 
decisions judiciaires et des actes authentiques en 

matiere civile et commerciale, est applicable par 
analogie. 

Article 32 

(1) Les avances payees par une institution d'un 
Etat contractant peuvent etre retenues sur les 
arrieres d'une prestation correspondante due par 
une institution de I'autre Etat contractant pour la 
meme periode. Lorsque l'institution d'un Etat 
contractant a verse une prestation depassant celle a 
laquelle l'interesse a droit et lorsque l'institution de . 
l'autre Etat contraetant doit verser ulterieurement 
une prestation correspondante pour la meme 
periode, le montant depassant la prestation due par 
le premier Etat contractant est a considerer comme 
avance au sens de la premiere phrase jusqu'a 
concurrence du montant des arrieres a vers er par le 
second Etat contraetant. . 

(2) Si une prestation de I'assistance sociale ou une 
prestation provisoire de I'assurance-chömage a ete 
servie dans un Etat contractant a un beneficiaire au 
cours d'une periode pour laquelle le beneficiaire 
avait droit ades prestations en especes, I'institution 
obligee ou I'organisme payant retient, sur demande 
et pour le compte de l'organisme en question les 
arrieres d'une prestaiion relative acette meme 
periode jusqu'a concurrance de la prestation payee. 

(3) Les retenues prevues aux paragraphes (1) et 
(2) s'effectuent conformement aux dispesitions de la 
legislation de l'Etat contractant applicable a 
I'institution qui opere ces retenues. 

Article 33 

Lorsqu'une personne qui peut pretendre ades 
prestations selon la legislation d'un Etat contractant 
pour un domrnage survenu sur le territoire de l'autre 
Etat contractant a le droit de redamer a un tiers la 
reparation de ce domrnage en vertu de la legislation 
de ce dernier Etat contractant l'institution du 
premier Etat contractant lui est substituee dans le 
droit areparation selon la legislation qu'elle 
applique. 

Article 34 

(1) Les differends relatifs a I'interpretation ou a 
l'application de la presenteConvention sero nt regles 
par la voie diplomatique. Sur demande d'un Etat 
contractant et en second li eu le differend peut etre 
soumis a une commission ad-hoc qui se composera, 
en nombre egal, de representants des autorites 
competentes des deuxEtats contractants. Chaque 
delegation pourra comprendre des experts. 

(2) Au cas OU un differend ne pourrait etre regIe 
de cette maniere, il sera, sur demande d'un Etat 
contraetant, soumis a un tribunal arbitral qui· sera 
constitue de la maniere suivante: 

,I 
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a) Chacun des Etats contractants designera un 
arbitre dans un delai d'un mois a partir de la 
date de reception de la demande d'arbitrage. 
Les deux arbitres ainsi nommes choisiront 
dans un delai de deux mois apres la 
notification de l'Etat contractant qui a designe 
son arbitre le dernier, un troisieme arbitre 
ressortissant d'un Etat tiers. 

b) Dans le cas OU l'un des Etats contractants 
n'aura pas designe d'arbitre dans le delai fixe, 
l'autre Etat contractant pourra demander au 
president de la Cour Internationale de Justice 
de le designer. Il en sera de meme, a la 
diligence de l'un ou l'autre Etat contractant a 
defaut d'entente sur le choix du tiers arbitre 
par les deux arbitres. 

c) Toutefois, au cas OU le president de la Cour 
Internationale de Justice serait un ressortis­
sant de l'un des Etats contractants, les 
fonctions qui lui sont devolues par le present 
article seront confiees selon l'ordre de 
preseance au vice-president de la Cour ou au 
premier membre de la Cour qui ne serait pas 
dans cette situation. 

(3) Le tribunal arbitral statue a la majorite des 
voix. Ses decisions sont obligatoires a l'encontre des 
deux Etats contractants. Chacun des Etats contrac­
tants prend a sa charge les frais afferents a I'arbitre 
qu'il designe. Les autres frais sont repartis egalement 
entre les deux Etats contractants. Le tribunal arbitral 
fixe lui-meme sa procedure: 

TITREV 

DISPOSITIONS TRANSITOIRES ET FINALES 

Article 35 

(1) La presente Convention n'ouvre aucun droit 
au paiement de prestations pour une periode 
anterieure a la date de son entree en vigueur. 

(2) Toute periode d'assurance accomplie en vertu 
de la legislation d'un Etat contractant avant la date 
d'entree en vigueur de la presente Convention est 
prise en consideration pour la determination du 
droit aux prestations s'ouvrant conformement aux 
dispositions de la presente Convention. 

(3) Sans prejudice des dispositions du para­
graphe (1) la presente Convention s'applique 
egalement aux cas d'assurance survenus avant son 
entree en vigueur pour autant que les droits 
anterierement liquides n'aient pas donne lieu a un 
reglement en capital. Dans ces cas sont liquidees 
d'apres les dispositions de la presente Convention: 

a) les prestations dues seulement en vertu de 
cette Convention, sur demande de l'interesse 
et a partir de l'entree en vigueur de cette 
Convention, 

b) les prestations liquidees avant l'entree en 
vigueur de la presente Convention sur 
demande de l'interesse. 

Si la demande en fixation ou revIsion est 
presentee dans un delai de deux ans a partir de la 
date d'entree en vigueur de la presente Convention 
les prestations sont accordees apartir de I'entree en 
vigueur de la presente Convention, sinon a partir de 
la date determinee suivant la legislation de chacun 
des Etats contractants. 

(4) Quant aux droits resultants de l'application du 
paragraphe (3), les dispositions prevues par les 
legislations des deux Etats contraetants en ce qui 
concerne la decheance ou la prescription des droits 
ne sont opposables aux interesses, si la demande 
visee au paragraphe (3) est presentee dans un delai 

. de deux ans a compter de I'entree en vigueur de la 
presente Convention. Si la demande est presentee· 
apres I'expiration de ce delai, le droit aux prestations 
qui n'est pas frappe de decheance ou qui n'est pas 
prescrit est acquis a partir de la dat,e de la demande, 
a moins que les dispositions plus favorables de la 
legislation d'un, Etat contractant ne soient applica­
bles. 

(5) L'article 32, paragraphe (1), sera applicable 
par analogie aux cas vises au paragraphe (3), 
alinea b). . 

Article 36 

Les droits revenant en vertu de' la legislation 
autrichienne a une personne qui' pour des raisons 
politiques, de religion ou de race a subi un prejudice 
en matiere de securite sociale, ne sont pas affectes 
par la presente Convention. 

Article 37 

(1) La presente Convention sera ratifiee et les 
instruments de ratification sero nt echanges aussitöt 
que possible a Vienne. 

(2) La presente Convention prendra effet le 
premier jour du troisieme mois qui suit le mois au 
cours duquel les instruments de ratification auront 
ete echanges. 

(3) La presente Convention est conclue pour une 
duree indeterminee. Chaque Etat contractant peut 
den~ncer par la voie diplomatique la presente 
Convention a l'expiration d'une annee civile en 
repectant un delai de preavis de trais mois. 

(4) En cas de denonciation, les dispositions de la 
presente Convention resteront applicable aux droits 
acquis, nonobstant les dispositions restrictives que 
les regimes interesses prevoiraient pour le cas de 
sejour a I'etranger d'un assure. 

EN FOI DE QUOI les plenipotentiaires ont signe 
Ja presente Convention et J'ontrevetu de leur sceau. 

FAlT A Tunis le 4 decembre 1989 en deux 
exemplaires originaux faisant egalement foi, chaque 
exempJaire etant redige en langues allemande, arabe 
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et frilhyaise. En cas de divergeance d'interpretation 
entre les textes allemand et arabe, le texte franyais 
prevaut. 

Pour la Republique d'Autriche: 
Mock 

Pour la Republique Tunisienne: 
Esch:eikh 

PROTOCOLE FINAL 

A LA CONVENTION ENTRE LA 
REPUBLIQUE D'AUTRICHE ET LA 

REPUBLIQUE TUNISIENNE SUR,LA 
SECURITE' SOCIALE 

Au moment de procedet a la signature de la 
Cönvention sur la SecUtite Sociale entre la 
Rllpublique d'Autriche et la RepubIiqueTunisienne, 
les Plenipotentiaires des deux Etats contradants 
sont convenus des dispositions suivantes: 

1. Au sujet de Particle 4 de la Cönvention: 

Cette disposition ne porte pasatteinte 
a) aux regles de repartition des charges en 

matiere d'assurance prevues dans les accotds 
entre les Etats contraetants avec des Etats 
tiers; 

b) aux legislations des deux Etats contraetants 
relatives a I'assutance des personnes em­
ployees aU!Jfes d'une representation officieHe 
d'un des deux Etats contractants dans un Etat 
tiers ou des membres de ces representations; 

c) aux dispositions de la legislation autrichienne 
relative a la prise en compte de periodes de 
service militaire de guerre et de periodes qui 
leur sont assimilees; 

d) aux dispositions de la legislation autrichienne 
relative a la representation des assures et des 
employeurs dans les organes des institutions et 
des federations ainsi que dans les juridictions 
en matiere de securite sociale. 

II. Au sujet de I'article 5 de la Convention: 

Conformement a la legislation autrichienne, cette 
disposition ne se refere pas 

a) al'indemnite compensatrice; 
b) aux parties de la prestation autrichienne dues 

en fonction 
i) des periodes d'assurance accomplies 

conformement a la -Ioi federale du 
22 novembre 1961 relative aux droits a 

prestations et aux e?,pectatives en matiere 
d'assurance-pension par suite d'une 
activite salariee a I'exterieur de I'Autriche 
ou 

ii) des periodes d'activite independante 
accomplies a I'exterieur de I'Autriche sur 
le territoire de l'ancienne monarchie 
austro-hongroise. 

III. Au sujet de l'article 11 de la Convention: 

Dans les cas vises a I'article 9 paragraphe (2) le 
remboursement des prestations accordees aux 
ayants-droit de I'assurance-pension autrichienne est 
a effectuer a charge des cotisations d'assurance-ma­
ladie des pensionnes percues par le « Hauptyerband 
der österreichischen Sozialversicherungsträger » 

IV. Au sujet des articles 20 a 22 de la Convention: 

a) Le droit aux allocations familiales n'existe que 
si l'occupation n'est pas contraire aux 
prescriptions en vigueur en matiere d'üccupa­
tion des travailleursetrangers. ' 

b) Le droit aux allocations familiales d'apres la 
legislation autrichienne n'existe que si l'occu­
pation en Autriche s'etend sur une duree d'au 
moins un mois de calendrier entier. Les 
dispositions de l'article 22 paragraphe (1) 
concernant la totalisation ne sont pas 
appliquees en ce qui conceme cette periode de 
stage. 

c) Le droit a une majoratloh de l'allocation 
familiale accordee se/ön la legislation autri­
chienne pout des enfants handicapes, n'existe 
que si ces enfants ont leur residence 
permanente en Autriche. 

Ce protocole final fait partie integrante de la 
Convention entre la Republique d'Autriche et la 
Republique Tunisienne sur la Securite Sociale. n 
entre en vigueur, a la meme date que la Convention 
et reste en vigueur aussi longtemps que ce/le-ci. 

EN FOI OE QUOI les Plenipotentiaires ont signe 
le ptesent protöcole final et I'ont revetu deleur 
sceau. 

FAlT A Tunis le 4 decembre 1989 en deux 
exemplaires originaux faisant egalement foi, chaque 
exemplaire etant redige en langues allemande, arabe 
et franyaise. En cas de divergeance d'interpretation . 
entre les textes allemand et arabe, le texte frantyais 
prevaut. 

Po ur la Republique d'Autriche: 
Mock 

Pour la Republique Tunisienne: 
. Escheikh 
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VORBLATI 

Problem: 

Die Soziale Sicherheit von Personen, die in Österreich und Tunesien Versicherungsieiten zurückge­
legt haben, ist insbesondere im Bereich der Pensionsversicherung allein auf Grund der jeweils national gel­
tenden Bestimmungen nicht umfänglich gewährleistet. 

Ziel und Inhalt: 

Durch das vorliegende Abkommen wird ein umfassender Schutz' insbesondere im Bereich der Pen­
sionsversicherung durch die Gleichbehandlung der beiderseitigen StaatsangehÖrigen, die Zusammenrech­
nung der Versicherungszeiten für den Leistungsanspruch, die Leistungsfeststellung entsprechend dem 
jeweiligen Zeitenverhältnis und den Leistungsexport sichergestellt. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Keine. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

1. Allgemeine Überlegungen 

Das vorliegende österreichisch~tunesische Ab­
kommen über Soziale Sicherheit samt Schlußproto­
koll enthält gesetzändernde und gesetzesergän­
zende Bestimmungen und bedarf daher gemäß 
Art. 50 Abs. 1 B-VG der Genehmigung durch den 
Nationalrat. Es hat nicht politischen Charakter und 
ist der unmittelbaren Anwendung im innerstaatli­
chen Rechtsbereich zugänglich, sodaß eine Erlas­
sungvon Gesetzen gemäß Art. 50 Abs.2, B-VG 
nicht erforderlich ist. Verfassungsändernde Bestim­
mungen sind in dem Abkommen nicht enthalten. 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Abschluß des 
Abkommens ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 2 
B-VG ("äußere Angelegenheiten"). 

Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen des 
. Abkommens ist zu bemerken, daß aus der Durch­
führung des Abkommens dem Bund keine Vermeh­
rung des Personalaufwandes erwachsen wird. 
Bezüglich des Sachaufwandes des Bundes ist fest­
zustellen, daß eine Vermehrung in den Bereichen 
der Kranken- und Unfallversicherung unter 
Berücksichtigung der geltenden Rechtslage nicht 
eintreten wird. Im Bereich der Pensionsversiche­
rung ist das Ausmaß eines allfälligen Pensionsmehr­
aufwandes im vorhinein weder bestimmbar noch 
abschätzbar, im Verhältnis zu den Gesamtausgaben 
der Pensionsversicherungsträger aber zweifellos im 
Hinblick auf die geringe Fluktuation von erwerbs­
tätigen Personen zwischen den beiden Vertrags­
staaten ohne Bedeutung. De! Beitrag des Bundes 
zu den einzelnen Zweigen der Pensionsversiche­
rung wird daher praktisch nicht berührt werden. In 
bezug auf die Familienbeihilfe sind die finanziellen 
Auswirkungen unbedeutend, zumal die vom 
Abkommen erfaßte Anzahl der in Frage kommen­
den Fälle jedenfalls gering ist. 

2. Werdegang des Abkommens 

Im Zusammenhang mit Verhandlungen zur Aus­
arbeitung eines Anwerbeabkommens zwischen bei­
den Staaten hat die tunesische Seite bereits im Jahre 
1970 den Wunsch nach Abschluß eines Abkom­
mens über Soziale Sicherheit bekundet. Obgleich 

ein solches Anwerbeabkommen in der Folge nicht 
abgeschlossen worden ist, 'wurde dieser tunesische 
Wunsch aufrechterhalten, sodaß über Ersuchen des 
österreichischen Bundesministeriums für auswär­
tige Angelegenheiten im Jahre 1982 Expertenbe­
sprechungen betreffend ein Abkommen über 
Soziale Sicherheit zwischen bei den Staaten' aufge­
nommen wurden. Diese Besprechungen wurden in 
den Jahren 1983, 1984 und 1986 fortgesetzt und im 
April 1987 abgeschlossen, wobei Einvernehmen 
über den Entwurf eines Abkommens samt Schluß­
protokoll erzielt wurde. Nachdem auf Grund des 
Ergebnisses des Begutachtungsverfahrens keine 
Änderungen erforderlich waren, wurde das 
Abkommen in der Folge unterzeichnet. 

3. Das Abkommen samt Schlußprotokoll im allge­
meinen 

Das Abkommen entspricht in materiellrechtlicher 
Hinsicht den in letzter Zeit von Österreich mit 
anderen Vertragsstaaten geschlossenen Abkom­
men. 

Das Abkommen ist in fünf Abschnitte gegliedert: 

Abschnitt I enthält allgemeine Bestimmungen 
und legt im wesentlichen den persönlichen und 
s'achlichen Geltungsbereich, den Grundsatz der 
Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehö­
rigen sowie die Gebietsgleichstellung hinsichtlich 
der Gewährung von Geldleistungen . insbesondere 
aus der Unfall- und Pensionsversicherung fest. 

Abschnitt 11 normiert in bezug auf die jeweils 
hinsichtlich der Versicherungspflicht anzuwenden­
den Rechtsvorschriften den Territorialitätsgrund­
satz sowie Ausnahmen von diesem Grundsatz und 
sieht die Möglichkeit vor, im Einzelfall Ausnahmen 
hievon zu vereinbaren. 

Abschnitt III enthält die besonderen Bestimmun­
gen betreffend die einzelnen Leistungsarten : 

Für den Bereich der Krankenversicherung ist 
lediglich eine Zuordnung der Pensionsbezieher zu 
dem für den jeweiligen Wohnort zuständigen Ver­
sicherungsträger vorgesehen. 

In dei Unfallversicherung wird die Leistungs­
pflicht bei Berufskrankheiten in Kollisionsfällen 
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grundsätzlich dem zuletzt zuständig gewesenen 
Versicherungsträger zugeordnet. 

Im Bereich der Pensionsversicherung erfolgt die 
Leistungsfeststellung sowohl auf österreichischer 
als auch auf tunesischer Seite unter Zusammen­
rechnung der in den beiden Vertragsstaaten 
zurückgelegten Versicherungszeiten entsprechend 
dem Zeitenverhältnis (pro-rata-temporis). 

Auf dem Gebiet des Familienlastenausgleiches 
werden nur die Familienbeihilfen in das Abkommen 
einbezogen. Es wurde das Arbeitslandprinzip 
gewählt, wonach Familienbeihilfen ausschließlich 
von dem Vertragsstaat zu gewähren sind, in dem 
die Beschäftigung ausgeübt wird, wobei Einschrän­
kungen hinsichtlich der Höhe der Familienbeihilfe 
und des Lebensalters des Kindes bei jenen Kindern 
vorgesehen sind, die sich ständig in Tunesien auf­
halten. 

Abschnitt IV enthält verschiedene Bestimmungen 
über die Durchführung und Anwendung des 
Abkommens. 

Abschnitt V enthält Übergangs- und Schlußbe­
stimmungen. 

Das Schlußprotokoll, das einen Bestandteil des 
Abkommens bildet, enthält im wesentlichen Bestim­
mungen, durch die einzelne Regelungen des 
Abkommens ergänzt werden bzw. die zur Durch­
führung des Abkommens im' innerstaatlichen 
Bereich eines Vertragsstaates erforderlich sind. 

4. Übersicht über das tunesische System der Sozia­
len Sicherheit 

Das tunesische System der Sozialen Sicherheit 
umfaßt 

die Kranken-, Mutterschafts- und Sterbegeld­
versicherung, 
die Arbeitsunfall- und Berufskrankheitenversi­
cherung, 
die Pensionsversicherung, 
die Familienbeihilfe und 
die Arbeitslosenversicherung. 

Der Bereich der Arbeitslosenversicherung wurde 
erst jüngst in Tunesien als System der Sozialen 
Sicherheit eingeführt. Die von Tunesien bisher 
geschlossenen Abkommen enthalten grundsätzlich 
keine Regelungen in diesem Bereich. Die tunesi­
sche Seite hat daher auch im Verhältnis zu Öster­
reich nicht gewünscht, diesbezügliche Regelungen 
vorzusehen. Im Hinblick auf die geringe Fluktua­
tion von erwerbstätigen Personen zwischen den 
beiden Vertragsstaaten kommt diesem Bereich auch 
aus österreichischer Sicht im Verhältnis zu Tune­
sien keine Bedeutung zu, sodaß der Bereich der 
Arbeitslosenversicherung nicht in den sachlichen 
Geltungsbereich des Abkommens einbezogen 
wurde. 

Die nachstehende Übersicht über die vom 
Abkommen erfaßten Zweige stellt auf die zum 
1. Jänner 1985 geltende Rechtslage betreffend das 
System für unselbständig Erwerbstätige ab und 
beruht weitestgehend auf der Veröffentlichung 
"Social Security Programms Throughout the 
World - 1985" des US Department of Health and 
Human Services. Von einer Darstellung der vom 
Abkommen ebenfalls edaßten Sondersysteme für 
selbständig Erwerbstätige, Landwirte und Fischer 
wurde Abstand genommen. Der Umrechnungskurs 
hat am 1. Juni 1989 1 Tunesischer Dinar (DT) 
14,21 Schilling betr~gen. 

Organisation und Verwaltung 

Die allgemeine Überwachung der Systeme 
obliegt dem Ministerium für soziale Angelegenhei­
ten (Ministere des Affaires Sociales). 

Alle Zweige der Sozialen Sicherheit mit Aus­
nahme der Unfallversicherung werden von der 
Staatlichen Kasse für Soziale Sicherheit (Caisse 
Nationale de Securite Sociale - C.N.S.S.) und 
deren regionalen Büros durchgeführt. Im Bereich 
der Pensionsversicherung ist die Durchführung teil­
weise der Kasse für Alters-, Invaliditäts- und Hin­
terbliebenenversich~rung (Caisse d'Assurance Vieil­
lesse, Invalidite et Survivants - CAVIS) übertra­
gen. Für die Leistungen im Bereich der Unfallversi­
cherung hat der Dienstgeber grundsätzlich durch 
den Abschluß entsprechender Privatversicherungen 
Vorsorge zu treffen. Lediglich in Fällen, in denen 
der Dienstgeber dieser Verpflichtung nicht nach­
kommt, fällt die Durchführung der Unfallversiche­
rung in die Zuständigkeit des Arbeitsunfall-Fonds 
(Fonds des Accidents du Travail). Im Bereich der 
Krankenversicherung werden die Sachleistungen 
durch die staatlichen Spitäler und Gesundheitsein­
richtungen' (diesbezüglich bestehen Verträge zwi­
schen der Staatlichen Kasse für Soziale Sicherheit 
und dem Gesundheitsministerium) sowie durch 
Ambulatorien der Staatlichen Kasse für Soziale 
Sicherheit erbracht. 

Finanzierung 

Die Leistungen der Sozialen Sicherheit werden 
durch Beiträge des Dienstgebers und - mit Aus­
nahme der Unfallversicherung - des Dienstneh­
mers finanziert. Zuschüsse des Staates sind' nach 
tunesischem Recht nicht vorgesehen. Die Beiträge 
zu den einzelnen Zweigen betragen: 

a) Kranken-, Mutterschafts- und Sterbegeldver­
sicherung: 

Dienstnehmer: 5%, 
Dienstgeber: 15% des Entgelts. 
Diese Beiträge werden auch zur Finanzie­
rung der Familienbeihilfen und als Zuschuß 
zur Finanzierung der Pensionsversicherung 
herangezogen. 
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b) Arbeitsunfall- und Berufskrankheitenversi­
cherung: 
Dienstgeber: zwischen 1% und 9% des Ent­
gelts, abgestuft nach Risikoklassen. 

c) Pensionsversicherung: 
Dienstnehmer: 1,25%, 
Dienstgeber: 2,5% des Entgelts. 
(Zusätzlicher Beitragszuschuß: siehe unter 
a). 

d) Familienbeihilfen : 
Keine eigenen Beiträge (siehe unter ~). 

1. Kr~nkheit und Mutterschaft 
a) Geschützter Personenkreis: 

Allgemeines System: pien:stnehmer in Indu­
strie, Handel sowie Bau- und Transportge­
werbe, freiberuflich Tätige, Studenten vor 
Vollendung des 28. Lebensjahres, Pensioni­
sten sowie die Familienangehörigen dieser 
Personen; 
Sondersysteme für Landarbeiter, Fischer, 
selbständig Erwerbstätige und Beamte. 

b) Anspruchsvoraussetzungen : 
Sach- und Geldleistungen : entweder 50 
Arbeitstage innerhalb der letzten beiden 
Quartale oder 80 Arbeitstage innerhalb der 
letzten vier Quartale (für die Geldleistungen 
bei Mutterschaft gilt nur die längere Warte­
zeit von 80 Arbeitstagen innerhalb der letzten 
vier Quartale). Diese Wartezeit entfällt, 
wenn die Krankheit Folge eines Unfalles ist. 

c) Leistungen: 
aa) Sachleistungen: 

Der Leisturigskatalog· umfaßt ärztliche 
Betreuung, Anstaltspflege, fachärztliche 
Betreuung, Laboruntersuchungen und 
Heilmittel. Diese Leistungen werden 
ohne Selbstbehalt des Versicherten oder 
seiner Familienangehörigen erbracht. 

bb) Krankengeld: 
Das Krankengeld gebührt bei Arbeitsun­
fähigkeit, sofern nicht gleichzeitig 
Anspruch auf eine Leistung der Unfall­
versicherung besteht. Es wird vom 6. bis 
zum 180. Tag der Arbeitsunfähigkeit 
gewährt. Eine Gewährung über den 
180. Tag hinaus ist nur in Fällen 
bestimmter in eine Liste au1genommener 
längerdauernder Krankheiten, einer 
Anstaltspflege oder eines U~falles mög­
lich. 
Das Krankengeld peträgt 2/3 der Bemes­
sungsgrundlage der Krankenversiche­
rung (durchschnittliches Tagesentgelt 
jenes Quartals innerhalb der dem Ein­
tritt des Versicherungsfalles vorangegan­
genen vier Quartale, in dem der Versi­
cherte das höchste Entgelt bezogen hat, 
unter Berücksichtigung einer Höchstbe­
messungsgrundlage). Bei Gewährung 
des Krankengeldes über den 180. Tag 

der Arbeitsunfähigkeit hinaus wird die 
Höhe ab dem dritten Jahr auf 50% der 
Bemessungsgrundlage reduziert. 

cc) Mutterschaftsgeld : 
Das Mutterschaftsgeld gebührt während 
des arbeitsrechtlichen Mutterschaftsur­
laubes (grundSätzlich .30 Tage), sofern 
nicht entsprechende arbeitsrechtliche 
Vorschriften während dieser Periode die 
Weitergewährung des Entgeltes sicher­
stellen. 
Das Mutterschaftsgeld heträgt 2!J der 
Bemessungsgrundlage. 

dd) Sterbegeld: 
Bei Tod des Versicherten gebührt 
das Sterbegeld in der Höhe eines 
durchschnittlichen Jahresentgelts 
(Berücksichtigung höchstens bis zum 
Machen des nationalen Mindestloh­
nes) und erhöht sich pro Versiche­
rungsjahr um Y12 (Maximum: das 
2,5fache des durchschnittlichen Jah­
resentgeltes). Gekürztes Sterbegeld 
bei Anspruch auf Hinterbliebenen­
pensIOnen. 
Bei Tod eines Angehörigen gebührt 
das Sterbegeld in der Höhe vom 10-
bis 90fachen des täglichen Kranken­
geldes. 

2. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
a) GeschÜtzter Personenkreis: 

Allgemeines System: Alle Dienstnehmer, 
selbständig Erwerbstätige können freiwillig 
beitreten; Sondersystem für Beamte. 

b) Anspruchsvoraussetzungen : 
Keine Wartezeit. 

c) Leistungen: 
aa) Sachleistungen: 

Der Versicherte hat Anspruch auf die 
auf Grund der Folgen eines Arbeitsun­
falles oder einer Berufskrankheit erfor­
derlichen Sachleistungen. Die Versicher­
ten haben hiebei freie Wahl hinsichtlich 
des Arztes bzw. der Krankenanstalt. 
Nehmen sie aber nicht die vom Dienst­
geber oder dessen Versicherung 
bezeichneten Einrichtungen in An­
spruch, so hat der Dienstgeber oder des­
sen Versicherung lediglich die behörd-
1ich festgesetzten Tarife zu tragen. Der 
darüber hinausgehende Teil der Behand­
lungskosten ist vom Versicherten zu 
zahlen. 

bb) Geldleistungen bei vorübergehender 
Arbeitsunfähigkeit: 
Die Geldleistung bei vorübergehender 
Arbeitsunfähigkeit gebührt ab dem drit­
ten Tag der Arbeitsunfähigkeit in der 
Höhe von 50% des letzten Entgeltes. Sie 
erhöht sich auf 2!J des letzten Entgeltes 
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nach der sechsten Woche des Bezuges. 
Sie gebührt bis zum Wegfall der vor­
übergehenden Arbeitsunfähigkeit oder 
bis zur Feststellung der dauernden 
Arbeitsunfähigkeit. 

cc) Rente: 
Anspruch auf Rente besteht ab einer 
Minderung der Arbeitsfähigkeit von 5%. 
Die Rente beträgt bei einer Minderung 
der Arbeitsfähigkeit zwischen 5% und 
50% pro 1 % der Minderung der Arbeits­
fähigkeit 0,5% der Bemessungsgrund­
lage der Unfallversicherung (gebildet 
aus dem Jahresentgelt vor Eintritt des 
Versicherungsfalles bis zu 4 020 DT, 
wobei das zwischen 1724 DT und 
4 020 DT liegende Entgelt nur zu l!J 
berücksichtigt wird; ein Jahre~entgelt 
unter 1 724 DT wird nicht berÜcksich­
tigt) . 
Bei einer Minderung der Arbeitsfähig­
keit über 50% erhÖht sich die Rente pro 
1 % der Minderung der Arbeitsfähigkeit 
über 50% um 1,5% der Bemessungs­
grundlage. 
Bei einer Minderung der Arbeitsfähig­
keit zwischen 5% und 15% gebührt 
anstelle einer laufenden Rente eine ein­
malige Abfindung in der Höhe von drei 
Jahresrenten. 
Im Falle einer Minderung der Arbeitsfä­
higkeit um 100% gebührt bei Hilflosig­
keit eine Hilflosenzulage in der Höhe 
von 25% der Bemessungsgrundlage 
(mindestens 120 DT). 

dd) Hinterbliebenenleistungen : 
Witwen(Witwer)rente: 
Witwen(Witwer)rente gebührt der 
Witwe (dem Witwer) in der Höhe 
von 25% der Bemessungsgrundlage. 
Bei Wiederverheiratung wird eine 
Abfertigung in der Höhe von drei 
Jahresrenten gewährt. Darüber hin­
aus hat auch der geschiedene oder 
getrennt lebende Ehegatte einen 
Anspruch auf Rente in der Höhe von 
15% der Bemessungsgrundlage, 
sofern ein gerichtlich festgestellter 
Unterhaltsanspruch gegenüber dem 
Verstorbenen bestanden hat. 
Waisenrente: 
Für Halbwaisen gebührt eine 
gemeinsame Rente in der Höhe zwi­
schen 15% und 45% der Bemessungs­
grundlage (abhängig von der Anzahl 
der Waisen, der Höchstbetrag wird 
bei vier Kindern erreicht). Für Voll­
waisen gebühren jeweils 20% (höch­
stens 60%) der Bemessungsgrundlage 
als Rente. 

Die Waisenrente wird bis zur Voll­
endung des 16. Lebensjahres ge­
währt. 
Renten an sonstige Verwandte: 
Sind kein Ehegatte und keine Kinder 
vorhanden, so gebührt bestimmten 
Verwandten der ab- und al..\fsteigen­
den Linie eine Rente in der Höhe 
von jeweils 10% (höchstens 30%) der 
Bemessungsgrundlage, sofern der 
Verstorbene für deren Unterhalt auf­
gekommen ist. 
Sterbegeld (50 DT). 

3. Alter, Invalidität und Tod 

a) Geschützter Personenkreis : 
Allgemeines System: Diens;nehmer in Indu­
strie, Handel sowie Bau- und Transportge­
werbe und freiberuflich Tätige; 
Sondersysteme für Landarbeiter, Fischer und 
Beamte. . 

b) Anspruchsvoraussetzungen : 
aa) Normale Alterspension : 

Vollendung des 60. Lebensjahres, 
Wartezeit von 120 Versicherungsmona­
ten (Beitragsmonate und gleichgestellte 
Monate seit 1. April 1961), 
keine Ausübung einer Erwerbstätigkeit. , 

bb ) Vorzeitige Alterspension : 
ab Vollendung des 55. Lebensjahres 
für Personen, die in ungesunden 
oder schweren Berufen beschäftigt 
waren; 
ab Vollendung des 50. Lebensjahres, 
für aus wirtschaftlichen Gründen 
gekündigte Personen, für Personen, 
deren Körper vorzeitige Abnut­
zungserscheinungen aufweist, sowie 
für sonstige Personen, die insgesamt 
360 Versicherungsmonate, oder im 
Falle einer Frau, die drei Kinder 
geboren hat, 180 Versicherungsmo­
nate erworben haben. 

cc) Proportionale Pension: 
Erfüllung der für eine normale Alfers­
pension verlangten Anspruchsvorausset­
zungen mit AusnahJTIe <ler Wartezeit, 
jedoch Vorliegen von mindestens 
60 Beitragsmonaten. 

dd) Invaliditätspension: 
. Minderung der Erwerbsfähigkeit Um 

mindestens 2/3, soweit diese nicht auf 
einer Arbeitsunfähigkeit oder emer 
Berufskrankheit beruht, 
Wartezeit von 60 V ersicherungsmona­
ten ( die Voraussetzung einer' Wartezeit 
entfällt für Versicherte, deren Invalidität 
infolge eines Unfalles, der kein Arbeits­
unfall ist, eintritt). 

1182 der Beilagen XVII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 51 von 56

www.parlament.gv.at



52 1182 der Beilagen 

ee) Hinterbliebenenpensionen: 
Witwen(Witwer)pension: 
Der Verstorbene muß entweder im 
Todeszeitpunkt eine Alters- oder 
Invaliditätspension bezogen haben 
oder je nach seinem Alter d.ie Vor­
aussetzung der Wartezeit für eine 
Alters- oder Invaliditätspension 
erfüllen. Eine Witwerpension 
gebührt nur für Witwer, die invalid 
im Sinne der Voraussetzungen für 
eine Invaliditätspension sind. Der 
Anspruch auf Witwen(Witwer)pen­
sion erlischt bei Wiederverheiratung 
mit dem Beginn des auf die Wieder­
verheiratung folgenden Quartals. 
Waisenpension : 
Wartezeit wie für Witwen (Wit­
wer)pension; gebührt bis zur Vollen­
dung des 16. Lebensjahres des Kin­
des (21. Lebensjahres bei Schulbe­
such, unbegrenzt bei Erwerbsunfä­
higkeit). 

c) Leistungen: 

(Die Pensionen gebühren 12mal jährlich.) 
aa) Normale Alterspension : 

Grundbetrag von 40% der Bemessungs-
, grundlage der Pensionsversicherung 
(durchschnittliches Entgelt der letzten 
drei oder fünf Jahre vor Eintritt des Ver­
sicherungsfalles unter Berücksichtigung 
einer Höchstbemessungsgrundlage, die 
dem Machen des nationalen Mindestloh­
nes entspricht, wobei das jeweils höhere 
durchschnittliche Entgelt heranzuziehen 
ist). BeIm Vorliegen von mehr als 120 
Versicherungs monaten gebührt pro 12 
Versicherungsmonate ein Steigerungsbe­
trag von 2% der Bemessungsgrundlage 
(Maximalbetrag von Grundbetrag und 
Steigerungsbeträgen : 80% der Bemes­
sungsgrundlage bei 360 Versicherungs­
monaten). 

bb) Vorzeitige Alterspension : . 
Berechnung wie normale Alterspension," 

Für Versicherte, die in ungesunden 
oder schweren Berufen beschäftigt 
waren, gilt der Zeitraum zwischen 
dem 55. und 60. Lebensjahr zu YJ als 
leistungswirksamer Zurechnungs­
zeitraum. 
Bei Versicherten, die ab Vollendung 
des 50. Lebensjahres eine vorzeitige 
Alterspension auf Grund von 360 
Versicherungsmonaten beanspru­
chen, wird ein Abschlag in der Höhe 
von 2% pro Jahr dieses vorgezoge­
nen Pensionsbeginns in Anrechnung 
gebracht. 

cc) Proportionale Pension: 
Kürzung jenes Betrages, auf den der 
Versicherte bei Erfüllung der Wartezeit 
von 120 Versicherungsmonaten An­
spruch gehabt hätte, im Verhälenis der 
erworbenen Versicherungszeiten zu 120. 

dd) Invaliditätspension: 
Grundbetrag vOn 50% der Bemessungs­
grundlage; beim Vorliegen von mehr als 
120 Versicherungsmonaten gebührt pro 
zusätzlichem Versicherungsjahr ein Stei­
gerungsbetrag von 2% der Bemessungs­
grundlage (Maximalbetrag von Grund­
betrag und Steigerungsbeträgen : 80% 
der Bemessungsgrundlage bei 300Versi­
cherungsmonaten). 
Bei Hilflosigkeit gebührt eine Hilflosen­
zulage in der Höhe von 20% der Pen­
sIOn. 
Beim Zusammentreffen einer Unfall­
rente und einer Invaliditätspension wird 
die Invaliditätspension um den halben 
Betrag der Unfallrente zum Ruhen 
gebracht (höchstens 50% der Invalidi­
tätspension). 

ee) Hinterbliebenenpensionen : 
Witwen(Witwer)pension: 
50% der Alters- oder Invaliditätspen­
sion, auf die der Verstorbene 
Anspruch .hatte oder gehabt hätte. 
Dieser Betrag erhöht sich auf 75%, 
falls kein Anspruch auf Waisenpen­
sionen besteht oder die Summe aus 
Witwen(Witwer)- und Waisenpen­
sionen den Betrag der Pension, auf 
die der Verstorbene Anspruch hatte 
oder gehabt hätte, nicht erreicht. 
Waisenpension: 
30% der Alters- oder Invaliditätspen­
sion, auf die der Verstorbene 
Anspruch hatte oder gehabt hätte. 
Die Hinterbliebenenpensionen dür­
fen in Summe nicht höher als 100% 
der Pension sein, auf die der Ver­
storbene Anspruch hatte oder gehabt 
hätte. Gegebenenfalls tritt eine ent­
sprechende Kürzung ein. 

ff) Mindestpension: 
Erreicht die nach aa), bb) und dd) 
berechnete Pension nicht YJ des nationa­
len Mindestlohnes, so wird dieser Betrag 
als Pension gewährt. Dieser Betrag ist 
gegebenenfalls auch der Bere,chnung 
einer Hinterbliebenenpension zugrunde 
zu legen. 

4. Familienbeihilfen 
a) Geschützter Personenkreis: 

Allgemeines System: Alle Erwerbstätigen (mit 
Ausnahme der Landarbeiter und des Haus­
personals), Empfänger von Sozialversiche-
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rungsleistungen und Studenten bis zum 
28. Lebensjahr; 
Sondersystem für Beamte. 

b) Anspruchsvoraussetzungen : 
Kinder bis zum 14. Lebensjahr, Schüler bis 
zum 16. Lebensjahr, Lehrlinge bis zum 
18. Lebensjahr, Studierende oder Töchter, 
die anstelle der Mutter Geschwister betreuen, 
bis zum 20. Lebensjahr; bei Behinderung 
keine Altersgrenze. 

c) Leistungen: 
Familienbeihilfe für das erste Kind: 18% des 
Entgeltes des Versicherten, für das zweite 
Kind 16%, für das dritte Kind 14% und für 
das vierte Kind 12% (für weitere Kinder wird 
keine Familienbeihilfe gewährt). Der Höchst­
betrag liegt bei 30 DT. 

Besonderer Teil 

Die einzelnen Regelungen des Abkommens ent­
sprechen - worauf bereits unter Punkt 3 einleitend 
hingewiesen wurde - weitestgehend den in letzter 
Zeit von . Österreich mit anderen Vertragsstaaten 
geschlossenen Abkommen, wie zB mit Dänemark 
(BGBI. Nr.76/1988), Finnland (BGBI. Nr.349/ 
1987) und Kanada (BGBI. Nr. 451/1987). Im Hin­
blick auf die zu einem Großteil wortgleichen Rege­
lungen wird in der Folge auf die jeweils entspre­
chenden Regelungen dieser Abkommen verwiesen. 

Zu Art. I: 

Dieser Artikel enthält die in allen von Österreich 
geschlossenen -Abkommen über Soziale Sicherheit 
üblichen Begriffsbestimmungen. 

Zu Art. 2: 

Der hier normierte sachliche Geltungsbereich 
des Abkommens entspricht dem Großteil der von 
Österreich geschlossenen Abkommen über Soziale 
Sicherheit und umfaßt auf österreichischer Seite im 
Bereich der Kranken-, Unfall- und Pensionsversi­
cherung die Systeme sowohl der unselbständig als 
auch der selbständig Erwerbstätigen sowie die 
Familienbeihilfe. 

Auf tunesischer Seite werden die entsprechenden 
Zweige und Leistungen erfaßt. Im Hinblick darauf, 
daß das tunesische System für die im öffentlichen 
Dienst Beschäftigten im Unterschied zu den öster­
reichischen Beamten-Pensionssystemen grundsätz­
lich von den im Abs. 1 angeführten Rechtsvor­
schriften erfaßt wird, jedoch auf Grund der Beson­
derheiten dieses Systems eine Einbeziehung in den 
sachlichen Geltungsbereich des Abkommens von 
tunesischer Seite nicht gewünscht wurde, ist im' 
Abs. 2 eine entsprechende Ausnahme vorgesehen. 

Zu Art. 3: 

Dieser Artikel legt den persönlichen Geltungsbe­
reich des Abkommens fest, der ent~prechend der 

Mehrzahl der von· Österreich geschlossenen 
Abkommen über Soziale Sicherheit die Staatsange~ 
hörigen der beiden Vertragsstaaten sowie deren 
Angehörige und Hinterbliebene (ohne Rücksicht 
auf ihre Staatsangehörigkeit) umfaßt. 

Gleichzeitig werden wie im Verhältnis zu den 
Philippinen (Art. 3 Abs. 2 di.eses Abkommens, 
BGBI.. Nr. 116/1982), die in einer diplomatischen 
oder berufs konsularischen Vertretungsbehörde 
beschäftigten Personen bzw. die privaten Hausan­
gestellten dieser Personen vom Anwendungsbereich 
des Abkommens ausgenommen. Auf diese Perso­
nengruppen findet weiterhin das Wiener Überein­
kommen über diplomatische Beziehungen, BGBI. 
Nr.66/1966, bzw. das Wien er Übereinkommen 
über konsularische Beziehungen, BGBl. Nr.318/ 
1969, Anwendung. 

Zu Art. 4: 

Die in diesem Artikel festgelegte Gleichbehand- , 
lung der beiderseitigen Staatsangehörigen ent­
spricht in Verbindung mit den im Punkt I des 
Schlußprotokolls vorgesehenen Ausnahmen den 
entsprechenden Regelungen in den anderen von 
Österreich geschlossenen Abkommen über Soziale 
Sicherheit. 

Zu Art. 5: 

Die hier normierte grundSätzliche Verpflichtung 
zum Export von Geldleistungen ist in allen von 
Österreich geschlossenen Abkommen über Soziale 
Sicherheit vorgesehen. Im Hinblick auf die geringe 
Fluktuation von Erwerbstätigen zwischen beiden 
Vertragsstaaten wird diese Exportverpflichtung 
allerdings auf die Geldleistungen im Bereich der 
Pensionsversicherung sowie auf Unfallrenten und 
Sterbegelder eingeschränkt, wie dies zB auch im 
Europäischen Abkommen über Soziale Sicherheit, 
BGBI. Nr. 428/1977, vorgesehen ist (Art. 11 
Abs. 1). Hinsichtlich der übrigen Geldleistungen 
aus der österreichischen Sozialversicherung ist 
daher ein Export nach Tunesien nur' mit Zustim­
mung des zuständigen Versicherungsträgers mög­
lich (siehe zB § 89 Abs. 3 Z 2 ASVG). Wie in allen 
anderen Abkommen ist die Ausgleichszulage aus 
der Pensionsversicherung vom Export ausgenom­
men (Punkt II lii:: ades Schlußprotokolls). 

Darüber hinaus ist wie bereits im Abkommen mit 
Kanada (Art. 5 Abs. 3 lit. b) der Ausschluß des 
Teils der österreichischen Pension vom Export vor­
gesehen, der den nicht im Gebiet Österreichs 
zurückgel,egten Zeiten einer Beschäftigung bzw. 
selbständigen Erwerbstätigkeit entspricht, die nach 
dem Auslandsrenten-Übernahmegesetz (ARÜG) 
bzw. den entsprechenden Regelungen des § 116 
Abs.6 GSVG und § 107 Abs.6 BSVG als öster­
reichische Versicherungszeiten zu berücksichtigen 
sind (Punkt 11 lit: b des Schlußprotokolls). Dieser 
Ausschluß ist im Hinblick darauf vorgesehen, daß 
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ein Großteil der davon betroffenen Personen sich 
zwar an einem der in Betracht kommenden Stich­
tage (11. Juli 1953, 1. Jänner 1961, 27. November 
1961) nicht nur vorübergehend in Österreich auf­
gehalten hat, aber in der Folge Aufnahme insbeson­
dere in bestimmten außereuropäischen Staaten 
gefunden hat. Hinsichtlich der Zeiten einer selb­
ständigen Erwerbstätigkeit ergibt sich dieser Aus" 
schluß für diesen Personenkreis bereits aus der in 
den genannten Bestimmungen des GSVG und 
BSVG vorgesehenen weiteren Voraussetzung des 
Wohnsitzes am Pensionsstichtag in Österreich, 
kann jedoch bei späterer Verlegung des Wohnsit­
zes von Bedeutung sein. Durch die vorgesehene 
Regelung wird daher vermieden, daß die öster­
reichische Riskengemeinschaft mit dem Export von 
Leistungsteilen belastet wird, die auf ausländischen 
Zeiten beruhen und denen keine Beitragsleistung 
zur österreichischen Sozialversicherung gegenüber­
steht. 

Zu den Art. 6 bis 8: 

Diese Bestimmungen regeln die sich aus der Aus­
übung einer Erwerbstätigkeit ergebende Versiche­
rungspflicht, wobei entsprechend den von Öster­
reich geschlossenen . Abkommen über Soziale 
Sicherheit 'grundsätzlich auf das Territorialitäts­
prinzip abgestellt wird (Art. 6). 

Art. 7 sieht in den Abs. 1 und 2 die in allen 
Abkommen über Soziale Sicherheit enthaltenen 
Ausnahmen vom Territorialitätsprinzip für entsen­
dete Dienstnehmer sowie in den Abs. 3 und 4 

. ergänzende Zuordnungsregelungen für die 
Beschäftigung auf Seeschiffen und für öffentlich­
rechtlich Bedienstete bzw. diesen gleichgestellte 
Personen vor. Die Einschränkung der Ausnahmere­
gelung des Abs. 2 auf Luftfahrtunternehmen ent­
spricht dem Großteil der von Österreich geschlos­
senen Abkommen (siehe zB Art. 7 Abs. 2 des 
Abkommens mit Kanada). 

Art. 8 enthält Clie in allen Abkommen über 
Soziale Sicherheit vorgesehene Ausnahmemöglich­
keit hinsichtlich einer unselbständigen Erwerbstä­
tigkeit und entspricht dem Art. 9 des Abkommens 
mit Kanada. 

Zu den Art. 9 bis 11: 

Im Zuge der Ausarbeitung des Abkommens mit 
Norwegen (BGBI. Nr. 218/1986) haben sich im. 
Zusammenhang mit den Regelungen betreffend die 
aushilfsweise Sachleistungsgewährung Probleme 
hinsichtlich der Kostenerstattung in Fällen eines 
vorübergehenden Aufenthaltes ergeben. Die diesbe­
züglich zunächst noch vorgesehenen Regelungen 
mußten daher in der Folge gestrichen werden, 
sodaß das Abkommen mit Norwegen in seiner end­
gültigen Fassung hinsichtlich der besonderen 
Bestimmungen für den Bereich der Krankenversi­
cherung nur mehr die Zusammenrechnung der 

Versicherungszeiten sowie eine Regelung betrd­
fend den Versicherung'sschutz von Pensionsbezie­
hern enthält. 

Auch in die in der Folge geschlossenen Abkom­
men mit Dänemark und Finnland wurden im Hin­
blick auf die im wesentlichen gleichartige Aus­
gangslage keine Regelungen betreffend eine aus­
hilfsweise Sachleistungsgewährung aufgenommen. 
In gleicher Weise ist daher auch im Verhältnis zu 
Tunesien nur mehr eine Regelung betreffend die 
Zuordnung der Pensionsbezieher zur Krankenver­
sicherung des jeweiligen Wohnsitzstaates enthalten 
(Art. 9 in Verbindung mit Art. 10), wobei in den 
Fällen des Art. 9 Abs. 2 (Einfachpensionisten) ent­
sprechend dem Großteil der von Österreich 
geschlossenen Abkommen (zB Art. 15 des Abkom­
mens mit Italien, BGBI. Ne. 307/1983) eine 
Kostenerstattung vorgesehen ist (Art. 11 in Verbin­
dung mit Punkt In des Schlußprotokolls). 

Ergänzend ist zu bemerken, daß eine Regelung 
betreffend die Zusammenrechnung der Versiche­
rungszeiten für den Bereich der Krankenversiche­
rung im Hinblick auf die geringe Fluktuation von 
Arbeitskräften zwischen beiden Staaten nicht erfor­
derlich ist. Aus denselben Überlegungen ist im vor­
liegenden Abkommen auch keine Regelung betref­
fend Pensionswerber vorgesehen. 

Zu den Art. 12 und 13: 

Unter Bedachtnahme auf den Wegfall der aus­
hilfsweisen Sachleistungsgewährung in der Kran­
kenversicherung (siehe die diesbezüglichen Erläute­
rungen zu den Art. 9 bis 11) werden auch für den 
Bereich der Unfallversicherung keine diesbezügli­
chen Regelungen aufgenommen. Wie bereits im 
Verhältnis zu Dänemark (Art. 24) ist im Art. 12 
lediglich die erforderliche Festlegung der Lei­
stungspflicht bei Berufskrankheiten in Kollisions­
fällen vorgesehen. Hiebei gilt der Grundsatz, daß 
bei Expositionszeiten in beiden Vertragsstaaten nur 
jener Vertragsstaat eine Leistung zu erbringen hat, 
in dessen Gebiet zuletzt eine entsprechende Exposi­
tionszeit vorliegt (Abs. 1). 

Dieser Grundsatz wird durch Abs. 2 für Fälle der 
Silikose und Asbestose durchbrochen, indem in die­
sen Fällen wie nach dem Abkommen mit Italien 
(Art. 24 Abs.2) grundsätzlich der Aufwand für 
Geldleistungen zwischen beiden Vertragsstaaten 
aufgeteilt wird. 

Abs. 3 wurde über tunesischen. Wunsch aufge­
nommen und geht für den österreichischen Rechts­
bereich ins Leere. 

Ebenfalls über tunesischen Wunsch wurde die 
Regelung des Art. 13 betreffend die Verschlimme­
rung einer Berufskrankheit aufgenommen. Entspre­
chende Regelungen finden sich zwar in einigen der 
von Österreich geschlossenen Abkommen (zB 
Art. 28 des Abkommens mit Frankreich, BGBI. 
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Nr. 383/1972), wurden aber im Hinblick darauf, 
daß diesen ~ keine praktische Bedeutung zukommt, 

. im Großteil der von Österreich geschlossenen 
Abkommen nicht aufgenommen. 

Zu den Art. 14 bis 19: 

Diese Bestimmungen betreffen die Gewährung 
von Leistungen aus der österreichischen bzw. tune­
sischen Pensionsversicherung und entsprechen 
praktisch wörtlich den im Verhältnis zu den ande­
ren Vertragsstaaten Österreichs in jüngster Zeit 
getroffenen Regelungen (zB Art. 13 bis 17 des 
Abkommens mit Dänemark). 

Eine Änderung der diesbezüglichen Regelungen 
auf Grund der mit 1. Jänner 1985 wirksam gewor­
denen Pensionsreform war nicht erforderlich, da 
die Berechnung nach der Pro-rata-temporis­
Methode insbesondere in Fällen eines Zurech­
nungszuschlages (siehe zB § 261 Abs. 3 ASVG) 
oder eines Kinderzuschlages (siehe zB § 261 a 
ASVG) auch weiterhin zweckmäßig erscheint. In 
Versicherungsfällen mit einer Versicherungsdauer 
von insgesamt nicht mehr als 30 Versicherungsjah­
ren in beiden Vertragsstaaten ergibt sich auf GrUnd 
der neuen Pensionsberechnung (einheitlicher Stei­
gerungsbetrag von 1,9% pro Versicherungsjahr) 
kein Unterschied mehr zwischen der zwischenstaat­
lich und der innerstaatlich berechneten Leistung. 
Bei einer darüber hinausgehenden Versicherungs­
dauer ergeben sich gegenüber der bisherigen 
Rechtslage in gleicher Weise wie im innerstaatli­
chen Bereich keine Änderungen. UnterBerücksich­
tigung der Pensionsreform konnte jedoch die in 
den Abkommen bisher enthalten gewesene Regel­
bestimmung betreffend die Anrechenbarkeit der 
Versicherungsmonate entfallen. 

Die Leistungen aus der tunesischen Pensionsver­
sicherung sind nach denselben Grundsätzen wie die 
Leistungen aus der österreichischen Pensionsversi­
cherung festzustellen. Ein Unterschied besteht 
lediglich für Fälle, in denen die betreffende Person 
die Voraussetzungen für einen Pensionsanspruch 
nach den tunesischen Rechtsvorschriften auch ohne 
Anwendung des Abkommens erfüllen würde. In 
diesen Fällen werden die tunesischen Leistungen 
auch bei Hinzutreten einer Leistung nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften ohne Anwen­
dung der Pro-rata-temporis-Methode (Art. 15) im 
Ausmaß der nach nationalem tunesischen Recht 
gebührenden "Vollpension" gewährt (Art. 17 Z 4). 

Zu den Art. 20 bis 25: 

Die Regelungen über die Familienbeihilfen fol­
gen inhaltlich im wesentlichen den Abkommen, die 
mit den anderen mediterranen Ländern geschlossen 
worden sind (siehe auch die allgemeinen Überle­
gungen über den Familienlastenausgleich im 
Abschnitt 3 des Allgemeinen Teiles). 

Der Vertragsstaat, in dem ein Dienstnehmer 
beschäftigt ist, hat die Familienbeihilfen auch für 
jene Kinder zu leisten, die sich ständig im anderen 
Vertragsstaat aufhalten. Hiebei sind diese -Dienst­
nehmer wie eigene Staatsangehörige zu behandeln 
(Art. 4). 

Die österreichische Familienbeihilfe wird für 
Kinder, die sich ständig in Tunesien aufhalten, 

a) nur bis zum 16. Lebensjahr gewährt, wenn sie 
sich nicht in Schulausbildung befinden (dann 
endet der Anspruch spätestens mit Errei­
chung des 25. Lebensjahres, Art. 20 Abs. 3); 

b) nur in vermindertem Ausmaß monatlich 
gezahlt: für Kinder bis zum 10. Lebensjahr 
818 S (statt 1200 S) und für Kinder über 
dem 10. Lebensjahr 938 S (statt 1 450 S). 
Diese Beträge sind der Höhe der ausgewiese­
nen österreichischen Familienbeihilfe jeweils 
prozentuell anzupassen (Art. 21). 

c) Die erhöhte Familienbeihilfe für erheblich 
behinderte Kinder wird nur für tunesische 
Kinder gezahlt, die sich ständig in Österreich 
aufhalten (Punkt IV lit. c des Schlußproto­
kolls). 

Im übrigen sind die üblichen Kollisionsnormen, 
die Regelungen über eine erforderliche Arbeitser­
laubnis und über eine einmonatige Wartezeit auf 
die österreichische Familienbeihilfe vorgesehen. 
Auch vermittelt ein Anspruch auf Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Kranken- oder Arbeitslosen­
versicherung den Anspruch auf Familienbeihilfen. 

Zu den Art. 26 bis 34: 

Die in diesen Artikeln enthaltenen verschiedenen -
Bestimmungen betreffend die Durchführung des 
Abkommens sind zum größten Teil wörtlich in 
allen von Österreich geschlossenen Abkommen 
über Soziale Sicherheit enthalten (siehe zB die 
Art. 28 bis 34 des Abkommens mit Dänemark). 

Zu den Abweichungen von diesen Grundsät,Zen 
ist folgendes festzuhalten: 

Hinsichtlich der Vollstreckungshilfe (Art. 31) 
wird übertunesischen Wunsch anstelle einer mate­
riellen Regelung in diesem Bereich lediglich auf 
den diesbezüglichen Vertrag zwischen den beiden 
Staaten vom 23. Juni 1977, BGBI. Nr.305/1980, 
verwiesen. 

Der über tunesischen Wunsch aufgenommene 
Abs. 3 des Art. 32 stellt klar, daß auf Grund dieses 
Artikels vorzunehmende Einbehalte (sowohl hin­
sichtlich der Zulässigkeit als auch hinsichtlich des 
diesbezüglichen Verfahrensrechtes) sich nach den 
Rechtsvorschriften jenes Vertragsstaates richten, in 
dessen Gebiet der zur Einbehaltung berufene Trä­
ger seinen Sitz hat. 
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In der Streitbeilegungsregelung (Art. 34) wurde 
über tunesischen Wunsch im Abs. 1 auch die Mög­
lichkeit der Einsetzung emer Ad-hoc-Experten­
kommission vorgesehen. 

Zu den Art. 35 bis 37: 
Diese Artikel enthalten die üblichen Übergangs" 

und Schlußbestimmungen (siehe zB Art. 35 bis 37 
des Abkommens mit Dänemark). 
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